a. 
Geſetz-Sammlung 

| für die | 
Königlichen PDPreußiiben. Ofgsten 


S 3 5 = 
— — IE 5 8 — — e Fred be eee ee. ku N 
— — 22 1 Fana, . . e 
Z. ERER) 7. . 
* (de “en ä , ee, 


Gr. 6125.) Allgemeines on für die Preußiſchen Staaten. Vom 24. Juni 1865. 


, 3 
W e 
ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 4 Ne 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages für den ganzen Um: raus 
fang der Monarchie, was folgt: Be: 
De nn Zn m Yen > Fe Hua pe Yin bee | 
e ue ee. if ee e. . Bee 9862 (SF Fehr d) Ang a 2 ge alu 
1 dee . ae, 4 er Erſter Titel. Mu ee, C fee 


9% 9% 
Allgemeine Beſtimmungen. e wann & 5 65 v 155 f 
St. | 5727 , 
ıy2r I 18 
Die nachſtehend bezeichneten Mineralien find von dem . 33 30 3 


des Grundeigenthümers ausgefchloffen. 77557 ER 
Die Aufſuchung und Gewinnung derſelben unterliegt den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes. 


Dieſe Mineralien ſind: 


Gold, Silber, Queckſilber, Eiſen mit Ausnahme der Raſeneiſenerze, 
Blei, Kupfer, Zinn, Zink, Kobalt, Nickel, Arſenik, Mangan, An⸗ 
timon und Schwefel, gediegen und als Erze ; 


Alaun⸗ und Vitriolerze, 
Steinkohle, Braunkohle und Graphit, 


Steinſalz nebſt den mit demſelben auf der naͤmlichen Lagerſtaͤtte vor⸗ 
kommenden Salzen und die Soolquellen. 


8 
Der Erwerb und Betrieb von Bergwerken fuͤr Rechnung des Staates 


if den Beſtimmungen des e Wee sun unterworfen. 5 
Jahrgang 1865. (Nr. 6125.) An 5 1 


Ausgegeben zu Berlin den 19. Juli 1865. 


An den Rechten des Staate 


5 s bezüglich des Salzhandels wird durch 
dieſes Geſetz nichts geaͤndert. 3 ie „ 


Zweiter Titel. 
Von der Erwerbung des Bergwerkseigenthums. 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Schuͤrfen. 


H. 3. 


Die Aufſuchung der im H. 1. bezeichneten Mineralien auf ihren natuͤr⸗ 
lichen Ablagerungen — das Schuͤrfen — iſt unter Befolgung der nachſtehenden 
Vorſchriften einem Jeden geſtattet. 5 


$. 4. 
Auf öffentlichen Platzen, Straßen und Eiſenbahnen, ſowie auf Fried: 
hoͤfen iſt das Schuͤrfen unbedingt unterſagt. 
Auf anderen Grundſtuͤcken iſt das Schürfen unſtatthaft, wenn nach der 
Entſcheidung der Bergbehoͤrde uͤberwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes 
entgegenſtehen. i Er 
Unter Gebäuden und in einem Umkreiſe um dieſelben bis zu zweihunder 
Fuß, in Gärten und eingefriedigten Hofraͤumen darf nicht geſchuͤrft werden, es 
ſei denn, daß der Grundbeſitzer feine ausdruͤckliche Einwilligung hierzu er⸗ 
theilt hat. 
H. 5. i H 
Wer zur Ausführung von Schuͤrfarbeiten fremden Grund und Boden 
benutzen will, hat hierzu die Erlaubniß des Grundbeſitzers nachzufuhen 
Mit Ausnahme der im H. 4. bezeichneten Faͤlle muß der Grundbeſitzer, 

er ſei Eigenthuͤmer oder Nutzungsberechtigter, das Schuͤrfen auf ſeinem Grund 
und Boden geſtatten. N es 


§. 6. | 5 

Der Schuͤrfer ift verpflichtet, dem Grundbeſitzer für die entzogene Nutzung 
jährlich im Voraus vollftändige Entſchaͤdigung zu leiſten und das Grundſtuck 
nach beendigter Benutzung zurückzugeben, auch für den Fall, daß durch die 
Benutzung eine Werthverminderung des Grundſtuͤcks eintritt, bei der Ruͤckgabe 
den Minderwerth zu erſetzen. . 
Für die Erfüllung dieſer letzteren Verpflichtung kann der Grundbeſitzer 
ſchon dei der Abtretung des Grundſtuͤcks die Beſtellung einer angemeſſenen 
Kaution von dem Schuͤrfer verlangen. 55 7. 


u $. 7. | | | 
Die dem Grundeigenthuͤmer im letzten Satze des §. 137. und in den 
$$. 138. 139. und 141. eingeraͤumten Rechte ſtehen demſelben auch gegen den 
Schuͤrfer zu. f ER 
| a $ 8. | 
Kann der Schürfer ſich mit dem Grundbeſitzer über die Geſtattung der 
Schuͤrfarbeiten nicht guͤtlich einigen, ſo entſcheidet das Oberbergamt durch einen 


Beſchluß daruͤber, ob und unter welchen Bedingungen die Schuͤrfarbeiten 


unternommen werden duͤrfen. 


Das Oberbergamt darf die Ermächtigung nur in den Fallen des h. 4. 


verſagen. i 8 

Daſſelbe ſetzt beim Mangel einer Einigung unter den Betheiligten die 

Entſchaͤdigung und die Kaution (K. 6.) in Gelde feſt. Gegen dieſe Feſtſetzung 

findet der Rekurs nicht ſtatt. a s f 
Wegen der Koſten kommt der $. 147. zur Anwendung. 


H. 9. 


Durch Beſchreitung des Rechtsweges wird, wenn dieſelbe nur wegen 


der Feſtſetzung der Entſchaͤdigung oder der Kaution erfolgt, der Beginn der 
Schuͤrfarbeiten nicht aufgehalten, vorausgeſetzt, daß die Entſchaͤdigung an den 
Berechtigten gezahlt oder bei verweigerter Annahme gerichtlich deponirt, des⸗ 
gleichen die gerichtliche Depoſition der Kaution geſchehen iſt. 5 


H. 10. 
In den Feldern fremder Bergwerke darf nach denjenigen Mineralien ge⸗ 


worben hat. 5 f ' 
Bedrohen jedoch ſolche Schuͤrfarbeiten die Sicherheit der Baue oder den 


= unterſagen. 
Der Bergwerksbeſitzer kann verlangen, daß der Schuͤrfer ihm vor Be⸗ 


Entſchaͤdigung beſtellt. 
Auf dieſe Kaution finden die $$. 8. und 9. Anwendung. 


8 $. 11. | 
Der Schuͤrfer ift befugt, über die bei feinen Schuͤrfarbeiten geförderten 


jelben erworben haben. . 
Hinſichtlich der Entrichtung der Bergwerksabgaben kommen die fuͤr die 
5 Bergwerke maaßgebenden Vorſchriften zur d 


(Nr. 6125.) Zwei⸗ 


ſchuͤrft werden, auf welche der Bergwerkseigenthuͤmer Rechte noch nicht er⸗ 
ungeftörten Betrieb des Bergwerks, jo hat die Bergbehoͤrde dieſelben zu 8 


ginn der Schuͤrfarbeiten eine angemeſſene Kaution fuͤr die etwa zu leiſtende 


Mineralien (F. 1.) zu verfügen, inſofern nicht bereits Dritte Rechte auf die⸗ 


2 — 
>. 


Zweiter Abſchnitt. 
Vom Muthen. 


§. 12. 


Das Geſuch um Verleihung des Bergwerkseigenthums in einem gewiſſen 
Felde — die Muthung — muß bei dem Oberbergamte angebracht werden. 
Das Oberbergamt hat die Befugniß, fuͤr beſtimmte Reviere die Annahme 
der Muthungen den Revierbeamten zu uͤberweiſen. 
Dieſer Auftrag muß durch das Regierungsamtsblatt und den Staats⸗ 
anzeiger bekannt gemacht werden. 


$. 13. 


Die Muthung iſt ſchriftlich in zwei gleichlautenden Exemplaren ein⸗ 
zulegen. 

Jedes Exemplar wird mit Tag und Stunde der Praͤſentation verſehen, 
und ſodann ein Exemplar dem Muther zuruͤckgegeben. 
Es iſt ſtatthaft, die Muthung bei der zur Annahme derſelben befugten 
Behoͤrde zu Protokoll zu erklaͤren. 


$. 14. 
Jede Muthung muß enthalten: 
1) den Namen und Wohnort des Muthers, 


2) die Bezeichnung des Minerals, auf welches die Verleihung des 
Bergwerkseigenthums verlangt wird, 


3) die Bezeichnung des Fundpunktes, 
4) den dem Bergwerke beizulegenden Namen. 


Wird eine Muthung auf das Mineralvorkommen eines verlaſſenen 1 
werks eingelegt, ſo muß dieſelbe ſtatt des Erforderniſſes unter 3. eine Angabe 
uͤber die Lage dieſes Bergwerks enthalten. 


Muther dem Mangel auf die Aufforderung der Bergbehoͤrde innerhalb Einer 
ee abzuhelfen. Geſchieht dies nicht, fo iſt die Muthung von Anfang an 
unguͤltig. ö 


F. 15. 


Die Gültigkeit einer Muthung iſt dadurch bedingt, daß das in berfelben 
bezeichnete Mineral an dem angegebenen Fundpunkte (F. 14.) auf feiner natuͤr⸗ f 


Fehlt der Muthung die eine oder andere dieſer Angaben, ſo hat der i 5 


lichen Ablagerung vor Einlegung der Muthung entdeckt worden iſt und ben 


der amtlichen Unterſuchung nachgewieſen wird, und daß außerdem nicht beſſere 
Rechte Dritter auf den Fund entgegenſtehen. m Hus 


ae 200 3 
0 9. 16. 
a Wird eine Muthung auf das Mineralvorkommen eines verlaſſenen Berg⸗ 


werks eingelegt ($. 14.), fo bedarf es zur Gültigkeit derſelben keiner vorherigen 
neuen Auffchlüffe. d 
War jedoch das Mineral erwieſenermaaßen bereits bei dem Verlaſſen des 
1 8 gaͤnzlich abgebaut, ſo iſt eine ſolche Muthung von Anfang an un⸗ 
guͤltig. d 
§ 17. 


Der Muther hat die Lage und Größe des begehrten Feldes (F. 27.), 
letztere nach Quadratlachtern, anzugeben und einen von einem konzeſſionirten 
Markſcheider oder Feldmeſſer angefertigten Situationsriß in zwei Exemplaren 
einzureichen, auf welchem der Fundpunkt, die Feldesgrenzen, die zur Orientirung 
erforderlichen Tagesgegenſtaͤnde und der Meridian angegeben fein müffen. 

Der bei Anfertigung dieſes Situationsriſſes anzuwendende Maaßſtab wird 
durch das Oberbergamt feſtgeſetzt und durch die Regierungsamtsblaͤtter bekannt 
gemacht. 
2 H. 18. 


Die Angabe der Lage und Groͤße des Feldes, ſowie die Einreichung des 
Situationsriſſes (§. 17.) muͤſſen binnen ſechs Wochen nach Praͤſentation der 
Muthung bei der zur Annahme der letzteren befugten Bergbehoͤrde erfolgen. 

Gieſchieht dies nicht, fo iſt die Muthung von Anfang an ungültig. 

1 Unterläßt der Muther die Einreichung eines zweiten Exemplars des 
Situationsriſſes, fo kann die Bergbehoͤrde daſſelbe auf Koſten des Muthers an⸗ 
fertigen laſſen. 

8 §. 19. f 
. Die Lage und Größe des begehrten Feldes koͤnnen nur innerhalb der 
auf dem Situationsriſſe (§. 17.) angegebenen Grenzen abgeändert werden. 

Gegen Muthungen Dritter iſt das geſetzlich begehrte, auf dem Situations⸗ 
riſſe angegebene Feld einer Muthung für die Dauer ihrer Gültigkeit geſchloſſen. 

f Dieſe Wirkung tritt mit dem Zeitpunkte der Praͤſentation der Muthung 
ein und wird auf dieſen Zeitpunkt auch dann zuruͤckbezogen, wenn der Situa⸗ 
tionsriß erſt fpäter innerhalb der im §. 18. vorgeſchriebenen Friſt eingereicht 
worden iſt. 

N §. 20. 


. Das Feld einer jeden Muthung wird gleich nach Einreichung des Situa⸗ 

tionsriſſes (F. 17.) von der Bergbehörde auf die Muthungs⸗Ueberſichtskarte 
aufgetragen. b 

ö Die Einſicht dieſer Karte iſt einem Jeden geſtattet. 


$. 3% 


Verſuchsarbeiten, welche der Muther etwa noch vor der Verleihung aus⸗ 
Kr. 6125.) fuͤhrt, 


| faber, 14 4 Bene Borrien, wie De Arbeiten nn Schürf 6 
G. 3 . bis 140). 8 


Dritter Abſchnitt. 
u Verleihen. 


F. 22. 


Die den den gen Erforderniſſen entſprechende Muthung begründet ei h 
Anſpruch auf Verleihung des 3535555 in dem im F. 27. 
ſtimmten Felde. 


§. 23. 
Dieſer Anſpruch kann jedoch auf dem Rechtswege nicht gegen die ver⸗ 


leihende Bergbehörde, ſondern nur gegen diejenigen Perſonen verfolgt werden, a | 


welche dem Muther bie Behauptung eines befferen Rechts entgegenſetzen. 


9. 24. 


i Wer auf eigenem Grund und Boden oder in ſeinem eigenen Gruben⸗ 
gebaͤude oder durch Schuͤrfarbeiten, welche nach Vorſchrift der $$. 3. bis 10. 
unternommen worden find, ein Mineral (H. 1.) auf feiner natürlichen Abla⸗ 
gerung entdeckt, hat als Finder das Vorrecht vor anderen, nach dem Zeſtpünktz d 
ſeines Fundes eingelegten Muthungen. b 
Der Finder muß jedoch innerhalb Einer Woche nach Ablauf des Tages | 
der an 1 einlegen, widrigenfalls ſein Vorrecht erliſcht. d 


H. 25. 


In allen übrigen Fallen geht die aͤltere Muthung der 119 0 15 
Das Alter wird durch das Präſentatum der zur Annahme befugten e i 
($. 12.) e 


F. 26. 


Das Bergwerkseigenthum wird fuͤr Felder verliehen, welche, ſoweit die 
Oertlichkeit es geftattet, von geraden Linien an der Oberfläche und von ſenk⸗ 
rechten Ebenen in die ewige Teufe begrenzt werden. 15 


Der Flaͤcheninhalt der Felder iſt nach der horizontalen rojetion in / 
Quadratlachtern cee = 


$. 27. 


Der Mutder hat das Hecht 
1) in den Kreiſen Siegen und ae des Mobo Arnsberg = 


ge NEE 
in den Kreiſen Altenkirchen und Neuwied des Regierungsbezirks Coblenz 
ein Feld bis zu 25,000 Quadratlachtern, . 8 s 
2) in allen uͤbrigen Landestheilen ein Feld bis zu 500,000 Quadratlachtern 
zu verlangen. = | 
In diefer Ausdehnung kann dem Felde jede beliebige, den Bedingungen 
des H. 26. entſprechende Form gegeben werden. Jedoch muß der Fundpunkt 
C. 15.), beziehungsweiſe der frühere Aufſchluß des Mineralvorkommens eines 
verlaſſenen Bergwerks ($. 16.) ſtets in dieſes Feld eingeſchloſſen werden. Auch 
durfen je zwei Punkte der Begrenzung bei 25,000 Suadratlachtern (Nr. 1.) 
nicht uͤber 500 Lachter, und bei 500,000 Quadratlachtern (Nr. 2.) nicht uͤber 
2000 Lachter von einander entfernt liegen. 


N * BE re 


$. 28. 


Ehe die Verleihung des Bergwerkseigenthums erfolgt, hat der Muther 
in einem vor der Bergbehoͤrde anzuſetzenden, ihm mindeſtens vierzehn Tage 
vorher bekannt zu machenden Termine feine Schlußerklaͤrung über die Größe 

und Begrenzung des Feldes, ſowie uͤber etwaige Einſpruͤche und kollidirende 
Anſpruͤche Dritter abzugeben. ö 

Auf den Antrag des Muthers kann der Termin verlegt, auch kann zur 
Fortſetzung des Verfahrens ein fernerer Termin angeſetzt werden. 

un Erſcheint der Muther im Termine nicht, ſo wird angenommen, berfelbe 

beharre bei feinem Anſpruche auf Verleihung des Bergwerkseigenthums in dem 

auf dem Situationsriſſe ($. 17.) angegebenen Felde und erwarte die Entſchei⸗ 

dung der Bergbehoͤrde uͤber feinen Anſpruch, ſowie über die etwaigen Einſpruͤche 

und Anſpruͤche Dritter. 


§. 29. 
Zu dem Termine (F. 28.) werden a 


1) diejenigen Muther, deren Rechte vermoͤge der Lage ihrer Fundpunkte 5 
oder Felder mit dem begehrten Felde bereits kollidiren oder doch in 
Kolliſion gerathen koͤnnen, 


2) die Vertreter der durch das begehrte Feld ganz oder theilweiſe uͤber⸗ 
deckten und der benachbarten Bergwerke 


bur Wahrnehmung ihrer Rechte mit dem Eröffnen vorgeladen daß im Falle 
Ihres Ausbleibens die Bergbehoͤrde lediglich nach Lage der Verhandlungen ent⸗ 


ſcheiden werde. 
i $. 30. 25 
\ Liegen Einſpruͤche und Rollifionen mit den Rechten Dritter nicht vor 


und findet ſich auch ſonſt gegen die Anträge des Muthers geſetzlich nichts zu 
erinnern, fo fertigt das Oberbergamt ohne Weiteres die Verleihungsurkunde aus. 


(Nr. 6125.) N N | 


1 


9. 31. 


Liegen Einfprüche oder Kolliſionen mit den Rechten Dritter vor, oder 
kann aus anderen geſetzlichen Gruͤnden den Antraͤgen des Muthers gar nicht 
oder nicht in ihrem ganzen Umfange entſprochen werden, ſo entſcheidet das 
Oberbergamt über die Ertheilung oder Verſagung der Verleihung durch einen 
Beſchluß, welcher dem Muther und den betheiligten Dritten in Ausfertigung 
zugeſtellt wird. 

Einſpruͤche und Anſpruͤche, welche durch den Beſchluß des Oberbergamts 
abgewieſen werden, muͤſſen, inſofern wegen derſelben der Rechtsweg zulaͤſſig iſt, 
binnen drei Monaten, vom Ablaufe des Tages, an welchem der Beſchluß be⸗ 
ziehungsweiſe der Rekursbeſcheid (§. 191.) zugeſtellt iſt, durch gerichtliche Klage 
verfolgt werden. 

i Wer von dieſer Friſt keinen Gebrauch macht, iſt ſeines etwaigen Rechts 
verluſtig. 

Die in dem e durch unbegruͤndete Einſpruͤche ent⸗ 
ſtehenden Koſten hat der Widerſprechende zu tragen. 


$. 32. 


Sind die der Verleihung entgegenſtehenden Hinderniſſe (F. 31.) durch 
die Entſcheidung der Bergbehoͤrde oder durch Richterſpruch beſeitigt, ſo fertigt 
das Oberbergamt die Verleihungsurkunde aus. 


$. 33. 


Bei Ausfertigung der Verleihungsurkunde werden die beiden Exemplare 
des Situationsriſſes (F. 17.) von dem Oberbergamte beglaubigt, erforderlichen 
Falls aber vorher berichtigt und vervollſtaͤndigt. 

Das eine Exemplar des Riſſes elk der Bergwerkseigenthümer, das 
andere wird bei der Bergbehoͤrde aufbewahrt. 


§. 34. 
Die Verleihungsurkunde muß enthalten: 


1) den Namen, Stand und Wohnort des Berechtigten, 
2) den Namen des Bergwerks, g 

3) den Flaͤcheninhalt und die Begrenzung des Feldes unter Verweiſung 

auf den Situationsriß (H. 33.), J 

4) den Namen der Gemeinde, des Kreiſes, des Regierungs⸗ und Ohe 

bergamts-Bezirks, in welchen das Feld liegt, 2 

5) die Benennung des Minerals oder der Mineralien, auf welche Die 
Bergwerkseigenthum verliehen wird, 5 

6) Datum der Urkunde, 


7) Siegel und Unterſchrift des verleihenden Oberbergamts. 0 3 5 


— 713 — 
§. 35. 

Die Verleihungsurkunde iſt binnen ſechs Wochen nach der Ausfertigung 
durch das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt, unter 
Verweiſung auf dieſen und den folgenden Paragraphen zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. | 

Muther, welche auf das in der Bekanntmachung bezeichnete Feld oder 
auf Theile deſſelben ein Vorzugsrecht zu haben glauben, koͤnnen dieſes Recht, 
infofern tiber daſſelbe nicht bereits in dem Verleihungs verfahren verhandelt und 
in dem Beſchluſſe des Oberbergamts (F. 31.) entſchieden worden iſt, noch 
binnen drei Monaten vom Ablaufe des Tages, an welchem das die Bekannt⸗ 
machung enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden iſt, durch gerichtliche Klage 
gegen den Bergwerkseigenthuͤmer verfolgen. 

Wer von dieſer Friſt keinen Gebrauch macht, iſt ſeines etwaigen Vor⸗ 
zugsrechts verluſtig. 5 

Wird das Vorzugsrecht des Widerſprechenden durch Richterſpruch an⸗ 
erkannt, ſo hat das Oberbergamt die Verleihungsurkunde je nach Lage des 
Falles gaͤnzlich aufzuheben oder abzuaͤndern. i 


$. 36. 


Der H. 35. findet auch auf ſolche Bergwerkseigenthuͤmer Anwendung, 
welche nach $. 55. ein Vorzugsrecht auf die in der publizirten Verleihungs⸗ 
Urkunde bezeichneten Mineralien zu haben glauben, inſofern dieſes Recht nach 
$. 55. nicht ſchon erloſchen, auch über daſſelbe nicht bereits in dem Verleihungs⸗ 
verfahren verhandelt und in dem Beſchluſſe des Oberbergamts ($. 31.) ent⸗ 
ſchieden worden iſt. 

Im Uebrigen werden die Rechte des verliehenen Bergwerkseigenthums 
durch die Aufforderung und Praͤkluſton des H. 35. nicht betroffen. 


37 
Waͤhrend der dreimonatlichen Friſt des H. 35. iſt die Einſicht des Situa⸗ 
tionsriſſes ($. 33.) bei der Bergbehoͤrde einem Jeden geſtattet. 
$. 38. 


Die Koſten des Verleihungsverfahrens hat mit Ausſchluß der durch 
unbegruͤndete Einſpruͤche entſtandenen (F. 31.) der Muther zu tragen. 


Vierter Abſchnitt. 
Vom Vermeſſen. 
$. 39. 


Der Bergwerkseigenthuͤmer iſt befugt, die amtliche Vermeſſung und Ver⸗ 
lochſteinung des durch die Verleihungsurkunde beſtimmten Feldes zu verlangen. 
Jahrgang 1865. (Nr. 6125.) 93 Die: 


Dieſelbe Befugniß ſteht den Eigenthümern angrenzender Bergwerke zu. 
Dieſes Geſchaͤft wird unter Leitung der Bergbehoͤrde durch einen kon⸗ 
zeſſionirten Markſcheider oder Feldmeſſer ausgefuͤhrt. 4 

Die Koſten hat der Antragſteller zu tragen. 


$. 40. 


Zu der Vermeſſung und Verlochſteinung werden außer dem Bergwerks⸗ 
eigenthuͤmer die Vertreter der ene Bergwerke und die Beſitzer der⸗ 
jenigen Grundſtuͤcke, auf welchen Lochſteine zu ſetzen ſind, zugezogen. 

ö Die Grundbeſitzer ſind verpflichtet, das Betreten ihrer Grundſtuͤcke und 
das Setzen der Lochſteine gegen vollſtändigen Erſatz des Schadens zu ge⸗ 
ſtatten. f 5 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der Konſolidation. 


f H. 41. | 

Die Vereinigung zweier oder mehrerer Bergwerke zu einem einheitlichen 

0 — Konſolidation — unterliegt der Beſtaͤtigung des Oberbergamts 
(H. 49.). i g 5 a 

| $. 42. 

Zur Konſolidation ift erforderlich: 0 

4) ein notariell oder gerichtlich beglaubigter Konſolidationsakt — je nach 


Beſchaffenheit des Falles ein Vertrag oder Beſchluß der Mitbetheiligten | 
oder eine Erklärung des Alleineigenthuͤmers, | ! 


2) ein von einem konzeſſionirten Markſcheider oder Feldmeſſer in zwei 
Exemplaren angefertigter Situationsriß des ganzen Feldes, 


3) die Angabe des dem konſoliditten Bergwerke beigelegten Namens. 


$. 43. 


Kann das durch die Konſolidation entſtehende (konſolidirte) Werk nur 
als Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Laſten beſchwert werden (vergl. 
H. 98.), fo muß für den Fall, daß auf den einzelnen Bergwerken Hypotheken 
oder andere Realrechte oder daß auf denſelben Privilegien des Rheiniſchen 
Rechts haften, außer dem Konſolidations akte eine mit den Berechtigten verein⸗ 
barte Beſtimmung daruͤber beigebracht werden, daß und in welcher Rang⸗ 
ballen die Rechte derſelben auf das konſolidirte Werk als Ganzes uͤbergehen 
ſollen. s ER 8 , 
5 H. 44. . 


In allen ubrigen Faͤllen muß in dem Konſolidationsakte eine a 5 


mung ver ch welchem jedes einzelne Bergwerk in das 
konſolidirte Werk eintreten foll, enthalten fein. „Auf dieſe Faͤlle finden alsdann 
die beſonderen Vorſchriften der H. 45, bis 48. Anwendung. f 


mung des Antheilsverhäͤltniſſes, na 


H. 45. 


Der weſentliche Inhalt des Konſolidationsaktes, insbeſondere die Be⸗ 
ſtimmung des Antheilsverhaͤltniſſes (F. 44.) wird durch das Oberbergamt den 
aus dem Hypothekenbuche erſichtlichen Hypothekenglaͤubigern und anderen Real⸗ 
berechtigten, inſofern deren ausdruͤckliches Einverſtaͤndniß mit dem Antheilsver⸗ 
haͤltniſſe nicht beigebracht iſt, unter Verweiſung auf dieſen und die beiden fol⸗ 
genden Paragraphen bekannt gemacht. s 

Außerdem erfolgt dieſe Bekanntmachung durch das Amtsblatt der Re⸗ 
gierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt. 


$. 46, 


Hypothekenglaͤubiger und andere Realberechtigte, ſowie privilegirte Glaͤu⸗ 
biger des Rheiniſchen Rechts, welche durch die Beſtimmung des Antheilsver⸗ 
haͤltniſſes ($. 44.) an ihren Rechten verkuͤrzt zu ſein glauben, ſind befugt, gegen 
dieſe Beſtimmung Einſpruch zu erheben. 
5 Dieſes Einſpruchsrecht muß binnen drei Monaten nach Ablauf des Tages, 
an welchem die Bekanntmachung zugeſtellt, beziehungsweiſe das die Bekannt⸗ 
machung enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden iſt ($. 45.), durch gerichtliche 
Klage geltend gemacht werden. i i 

f 19 5 von dieſer Friſt keinen Gebrauch macht, iſt ſeines Einſpruchsrechts 
verluſtig. 5 ee 


H. 47. a 

Statt dieſe Klage zu erheben, können die vorbezeichneten Gläubiger und 
dies die Natur des verſicherten Anſpruchs geſtattet. 45 

3 Dieſes Recht muß jedoch ebenfalls bei Vermeidung des Verluſtes deſſelben 
innerhalb der im H. 46. beſtimmten Friſt geltend gemacht werden. f 

H. 48. 5 


Mit der Beſtaͤtigung der Konſolidation (H. 49.) geht das Realrecht ohne 
Weiteres auf den entſprechenden, nach Maaßgabe der vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen ($$. 44. bis 40.) feftgeftellten Antheil an dem konſolidirten Werke uͤber. 


H. 49. 


Sind Hypothekenglaͤubiger und andere Realberechtigte, ſowie privilegirte 
Glaͤubiger des Rheiniſchen Rechts nicht vorhanden, oder iſt in den Faͤllen des 
H. 43. die dort bezeichnete Vereinbarung beigebracht, oder find in den Fällen 


Cr. 6125“) 9 


anderen Realberechtigten ihre Befriedigung vor der Verfallzeit verlangen, ſoweit 


des H. 44. Einſpruͤche nicht erhoben oder die e Einſpruͤche ($$. 40. 47.) 
: er⸗ 


1 ſo entſcheidet das Oberbergamt über die Beſtaͤtigung der Konſo⸗ 
lidation. 5 5 n ö 
Die Beſtaͤtigung darf nur verſagt werden, wenn die Felder der einzelnen 
Bergwerke nicht an einander grenzen, oder wenn Gruͤnde des oͤffentlichen In⸗ 
tereſſes entgegenſtehen. i 
Der Beſtaͤtigungsurkunde werden die Verleihungsurkunden der einzelnen 
Bergwerke beigefuͤgt. 
Hinſichtlich der Beglaubigung, Aushaͤndigung und Aufbewahrung der 
Riſſe finden die Beſtimmungen des H. 33. Anwendung. 


Dritter Titel. 
Von dem Bergwerkseigenthume. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Bergwerkseigenthume im Allgemeinen. 


H. 50. 


Das durch die Verleihungsurkunde begründete Bergwerkseigenthum ge⸗ 
hört zu den unbeweglichen Sachen. i 


$. 51. 


Die reale Theilung des Feldes eines Bergwerks in fee Felder, 
ſowie der Austauſch von Feldestheilen zwiſchen angrenzenden Bergwerken unter⸗ 
liegt der Beſtaͤtigung des Oberbergamts. i 1. 8 

Dieſelbe darf nur verſagt werden, wenn uͤberwiegende Gruͤnde des oͤffent⸗ 
lichen Intereſſes entgegenſtehen. re ya nn 

Hypothekenglaͤubiger und andere Realberechtigte, fowie privilegirte Glaͤu⸗ 
biger des Rheiniſchen Rechts, welche durch die Feldestheilung oder durch den 
Feldesaustauſch an ihren Rechten verkuͤrzt zu ſein glauben, koͤnnen ihre Befrie⸗ 
digung vor der Verfallzeit verlangen, ſoweit dies die Natur des verſicherten 


Anſpruchs geſtattet. Dieſes Recht muß bei Vermeidung des Verluſtes deſſelben 


innerhalb der im F. 46. beſtimmten Friſt geltend gemacht werden. Die Be 
flätigung wird unter Beobachtung des Verfahrens ertheilt, welches ſich aus 
der Anwendung der H. 42. 45. und 49. auf die vorſtehenden Faͤlle ergiebt. 
Bei dem Austauſche von Feldestheilen geht das Recht der erwähnten 
Gläubiger und anderen Realberechtigten mit der Beſtätigung der Bergbehoͤrde 
ohne Weiteres auf den zu dem belaſteten Bergwerke hinzutretenden Feldestheil 
uͤber, wogegen der abgetretene Feldestheil von der dinglichen Belaſtung be⸗ 
freit wird. 5 85 f 
: a 


* 


Auf das Bergwerkseigenthum finden hinſichtlich der Veraͤußerung, der 
Verpfaͤndung und des Arreſtes, ſowie der Privilegien des Rheiniſchen Rechts 
die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften Anwendung, welche in dieſer Beziehung 

fuͤr das Grundeigenthum gelten. 

a Wegen uͤbermaͤßiger Verletzung, insbeſondere wegen Verletzung uͤber die 
Hälfte konnen Verträge über Veraͤußerung von Bergwerken oder Kuxen nicht 
angefochten werden. 


H. 33. 


Die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften über die Führung der Hypo⸗ 
thekenbuͤcher und Rheiniſchen Hypothekenregiſter, die Subhaſtation, den Konkurs 
und die Rangordnung der Glaͤubiger ſind auch fuͤr das Bergwerkseigenthum 
maaßgebend, ſoweit nicht im gegenwärtigen Geſetze etwas Anderes beſtimmt 
iſt (H. 246. bis 249.). 


$. 54. 


Der Bergwerkseigenthuͤmer hat die ausſchließliche Befugniß, nach den 
Beſimmungen des gegenwärtigen Geſetzes das in der Verleihungsurkunde be⸗ 
nanıte Mineral in feinem Felde aufzuſuchen und zu gewinnen, ſowie alle hierzu 
erferderlichen Vorrichtungen unter und uͤber Tage zu treffen. 

f Dieſe Befugniß erſtreckt ſich auch auf die innerhalb des Feldes befind⸗ 
lichen Halden eines fruͤheren Bergbaues. 


H. 55. 


Auf Mineralien, welche mit dem in der Verleihungsurkunde benannten 
Mneral innerhalb der Grenzen des Feldes in einem ſolchen Zuſammenhange 
verkommen, daß dieſelben nach der Entſcheidung des Oberbergamts aus berg⸗ 

tehnifchen oder bergpolizeilichen Gruͤnden gemeinſchaftlich gewonnen werden 
nuͤſſen, hat der Bergwerkseigenthuͤmer in feinem Felde vor jedem Dritten ein 
Vorrecht zum Muthen. 
ö Legt ein Dritter auf ſolche Mineralien Muthung ein, fo wird dieſelbe 
dem Bergwerkseigenthuͤmer mitgetheilt. Letzterer muß alsdann binnen vier 
Wochen nach Ablauf des Tages dieſer Mittheilung Muthung einlegen, widrigen⸗ 
falls ſein Vorrecht erliſcht. 5 

Auf andere Mineralien, welche nicht in dem vorbezeichneten Zuſammen⸗ 
lange vorkommen, hat der Bergwerkseigenthuͤmer kein Vorrecht. 


u $. 56. 


i Steht das Recht zur Gewinnung verſchiedener Mineralien innerhalb der⸗ 
fewͤlben Feldesgrenzen verſchiedenen Bergwerkseigenthuͤmern zu, ſo hat jeder Theil 
das Recht, bei einer planmäßigen Gewinnung feines Minerals auch dasjenige 
des anderen Theils inſoweit mit zu gewinnen, als dieſe Mineralien nach der 

(Nr. 6125.) i nt⸗ 


getrennt gewonnen werden koͤnnen. Sn: 

Die mitgewonnenen, dem anderen Theile zuſtehenden Mineralien muͤſſen 
jedoch dem letzteren auf ſein Verlangen gegen Erſtattung der Gewinnungs⸗ 
und Foͤrderungskoſten herausgegeben werden. ; 


Entſcheidung des Oberbergamts aus den im H. 55. angegebenen Grunden nich 


$. 57. 


Der Bergwerkseigenthuͤmer iſt befugt, die durch den Betrieb des Berg⸗ 
werks gewonnenen, nicht unter den H. 1. gehoͤrigen Mineralien zu Zwecken 
ſeines Betriebes ohne Entſchaͤdigung des Grundeigenthuͤmers zu verwenden. 

Soweit dieſe Verwendung nicht erfolgt, iſt der Bergwerkseigenthuͤmer 
verpflichtet, die bezeichneten Mineralien dem Grundeigenthuͤmer auf fein Ver⸗ 
0 gegen Erſtattung der Gewinnungs- und Foͤrderungskoſten heraus: 
zugeben. 


9. 58. | 


Diem Bergwerkseigenthuͤmer ſteht die Befugniß zu, die zur Aufbereitung 
ur Bergwerkserzeugniſſe erforderlichen Anſtalten zu errichten und zu be 
rei en. . 


$. 59. 


Die zum Betriebe auf Bergwerken und Aufbereitungsanftalten ($. 58.) 5 
dienenden Dampfkeſſel und Triebwerke unterliegen den Vorſchriften der Se 


werbegefeße. en 
Sofern zur Errichtung oder Veränderung folcher Anlagen nach den 
Vorſchriften der Gewerbegeſetze eine beſondere polizeiliche Genehmigung erfor 
derlich iſt, tritt jedoch an die Stelle der Ortspolizeibehoͤrde der Revierbeamte 
und an die Stelle der Regierung das Oberbergamt. l 
i Ueber die Zulaͤſſigkeit der Waſſertriebwerke entſcheiden das Oberbergamt 
und die Regierung durch einen gemeinſchaftlichen Beſchluß. \ 


H. 60. 


f Der Bergwerkseigenthuͤmer iſt befugt, im freien Felde Huͤlfsbaue an⸗ 5 
zulegen. 

5 Dieſelbe Befugniß ſteht ihm im Felde anderer Bergwerkseigenthuͤmer zu, 
ſofern die Huͤlfsbaue die Waſſer⸗ und Wetterloͤſung oder den vortheilhafteren 
Betrieb des Bergwerks, für welches die Anlage gemacht werden ſoll, bezwecken 

un 5 eigene Bergbau des Anderen dadurch weder geſtoͤrt noch gefaͤhr⸗ 

det wird. 9 5 
Der Huͤlfsbau iſt Zubehör des berechtigten Bergwerks beziehungsweiß 
der berechtigten Bergwerke, wenn die Eigenthuͤmer zweier oder mehrerer Berg: 

werke ſich zur gemeinſchaftlichen Anlage eines Huͤlfsbaues vereinigt und keine 
anderweitige Vereinbarung getroffen haben. e 


Ss $. 61. 
Beſtreitet der Bergwerkseigenthuͤmer, in deſſen Felde ein Huͤlfsbau an⸗ 
gelegt werden ſoll, ſeine Verpflichtung zur Geſtattung deſſelben, ſo entſcheidet 
hieruͤber das Oberbergamt mit Ausſchluß des Rechtsweges. a 


$. 62. 
1 Wird ein Huͤlfsbau in dem Felde eines anderen Bergwerkseigenthuͤmers 
; angelegt, fo muß der Huͤlfsbauberechtigte für allen Schaden, welcher dem be- 
8 1 0 Bergwerke durch feine Anlage zugefügt wird, vollſtaͤndige Entſchaͤdigung 
eiſten. i N 


§. 63, 


i Die bei Ausfuͤhrung eines Huͤlfsbaues im freien Felde gewonnenen Mi⸗ 
neralien (H. 1.) werden als Theil der Förderung des durch den Huͤlfsbau zu 
löfenden Bergwerks behandelt. 

i Werden bei Ausfuͤhrung eines Huͤlfsbaues im Felde eines anderen Berg⸗ 
werkseigenthuͤmers Mineralien gewonnen, auf welche der letztere berechtigt iſt, 
ſo muͤſſen dieſe Mineralien demſelben auf ſein Verlangen unentgeltlich heraus⸗ 

gegeben werden. : 


$. 64. 
Der Bergwerkseigenthuͤmer hat die Befugniß, die Abtretung des zu 


ſeinen bergbaulichen Zwecken ($$. 54. bis 60.) erforderlichen Grund und Bodens 
nach naͤherer Vorſchrift des fuͤnften Titels zu verlangen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Betriebe und der Verwaltung. 


$. 65. 


b Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet, das Bergwerk zu betreiben, wenn 
der Unterlaſſung oder Einſtellung des Betriebes nach der Entſcheidung des 
Oberbergamts überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes entgegenſtehen. 
f Das Oberbergamt hat in dieſem Falle die Befugniß, den Eigenthuͤmer, 
nach Vernehmung deſſelben, zur Inbetriebſetzung des Bergwerks oder zur Fort⸗ 
ſetzung des unterbrochenen Betriebes binnen einer Friſt von ſechs Monaten 
aufzufordern und für den Fall der Nichtbefolgung dieſer Aufforderung die Ent⸗ 
Be des Bergwerkseigenthums nach Maaßgabe des ſechsten Titels anzu⸗ 
rohen. N 


a ern 


$. 66, 


Der Bergwerksbeſitzer ift verpflichtet, der Bergbehoͤrde von der beab⸗ 
Ar. 6125.) 5 ich⸗ 


r 


2 


4 


| u 


ſichtigten Inbetriebsetzung des Bergwerks mindeſtens vier Wochen vorher An⸗ 
zeige zu machen. 


F. 67. 


Der Betrieb darf nur auf Grund eines Betriebsplans gefuͤhrt werden. 

Derſelbe unterliegt der Pruͤfung durch die Bergbehoͤrde und muß der 
letzteren zu dieſem Zwecke vor der Ausführung vorgelegt werden. 

Die Prufung hat ſich auf die im H. 196. feſtgeſtellten polizeilichen Ge⸗ 
ſichtspunkte zu beſchraͤnken. 


H. 68. | 


Erhebt die Bergbehoͤrde nicht binnen vierzehn Tagen nach Vorlegung des 
Betriebsplans Einſpruch gegen denſelben, ſo iſt der Bergwerksbeſitzer zur Aus⸗ 
fuͤhrung befugt. 

Wird dagegen innerhalb dieſer Friſt Einſpruch von der Bergbehoͤrde er⸗ 
hoben, fo iſt der Bergwerksbeſitzer gleichzeitig zur Erörterung der beanſtandeten 
Betriebsbeſtimmungen zu einem Termine vorzuladen. 

Inſoweit auf dieſem Wege keine Verſtaͤndigung erzielt wird, hat das 
Oberbergamt diejenigen Abaͤnderungen des Betriebsplans, ohne welche derſelbe 
nicht zur Ausführung gebracht werden darf, durch einen Beſchluß feſtzuſetzen. 


H. 69. 


Die $$. 67. und 68. finden auch auf die ſpäteren Abaͤnderungen der 
Betriebsplaͤne Anwendung. 

Werden jedoch in Folge unvorhergeſehener Ereigniſſe fofortige Abaͤnde⸗ 
rungen eines Betriebsplans erforderlich, ſo genuͤgt es, wenn dieſelben binnen 
den nächften vierzehn Tagen der Bergbehoͤrde durch den Betriebsfuͤhrer ange 
zeigt werden. 1 5 


$. 70. | | 
Wird ein Betrieb den Vorſchriften der HH. 67. bis 69, zuwider gefuͤhrt, 
ſo iſt die Bergbehoͤrde befugt, noͤthigenfalls einen ſolchen Betrieb einzuſtellen. 
Se Tl 
Will der Bergwerksbeſitzer den Betrieb des Bergwerks einſtellen, ſo hat 


* 


derſelbe der Bergbehoͤrde hiervon mindeſtens vier Wochen vorher Anzeige zu 


machen. i 

Muß der Betrieb in Folge unvorhergeſehener Ereigniſſe ſchon in kuͤrzerer 
Friſt oder ſofort eingeſtellt werden, ſo iſt die Anzeige binnen laͤngſtens vierzehn 
Tagen nach erfolgter Betriebseinſtellung nachzuholen. 


: 9.72. 
Der Bergwerksbeſitzer hat auf feine Koſten ein Grubenbild in zwei u 


— 721 — 
plaren durch einen konzeſſionirten Markſcheider anfertigen und regelmaͤßig nach⸗ 
tragen zu laſſen. i b 0 5 50 
ö In welchen Zeitabſchnitten die Nachtragung ſtattfinden muß, wird durch 
das Oberbergamt vorgeſchrieben. a f f 
Das eine Exemplar des Grubenbildes iſt an die Bergbehoͤrde zum Ge⸗ 


brauche derſelben abzuliefern, das andere auf dem Bergwerke oder, falls es 
daſelbſt an einem geeigneten Orte fehlt, bei dem Betriebsfuͤhrer aufzubewahren. 


N | F. 78. 
“ Der Betrieb darf nur unter Leitung, Aufſicht und Verantwortlichkeit 
von Perſonen gefuͤhrt werden, deren Befaͤhigung hierzu anerkannt iſt. 


$ 74. | 


= Der Bergwerksbeſitzer hat die zur Leitung und Beaufſichtigung des Be⸗ 
triebes angenommenen Perſonen, wie Betriebsfuͤhrer, Steiger, techniſche Auf⸗ 
ſeher ꝛc., der Bergbehoͤrde namhaft zu machen. a 

Dieſe Perſonen find verpflichtet, ihre Befähigung zu den ihnen zu uͤber⸗ 
tragenden Geſchaͤften nachzuweiſen und ſich zu dieſem Zwecke auf Erfordern 
einer Pruͤfung durch die Bergbehoͤrde zu unterwerfen. 

; Erſt naghdem letztere die Befähigung anerkannt hat, dürfen die genannten 
Perſonen die ihnen übertragenen Geſchaͤfte übernehmen. 


8 8 H. 75. 5 Pe 


= Wird der Betrieb von einer Perſon geleitet oder beauffichtigt, welche das 
erforderliche Anerkenntniß ihrer Befaͤhigung (H. 74.) nicht beſitzt, oder welche 
dieſe Befaͤhigung wieder verloren hat, ſo iſt die Bergbehoͤrde befugt, die ſo⸗ 
fortige Entfernung derſelben zu verlangen und noͤthigenfalls den in Betracht 
kommenden Betrieb ſo lange einzuſtellen, bis eine als befaͤhigt anerkannte Per⸗ 
ſon angenommen iſt. 


§. 76. 

Die Perſonen, welche die Leitung oder Beaufſichtigung des Betriebes 
übernommen haben, find für die Innehaltung der Betriebsplaͤne, ſowie für die 
Befolgung aller im Geſetze enthaltenen oder auf Grund deſſelben ergangenen 
Vorſchriften und Anordnungen verantwortlich. 


K. 


ö Dieſelben find. verpflichtet, die Bergbeamten, welche im Dienſte das Berg⸗ 
werk befahren, zu begleiten und denſelben auf Erfordern Auskunft uͤber den 
Betrieb zu geben. 8 

H. 78. 


„Der Bergwerksbeſitzer muß den mit Fahrſcheinen des Oberbergamts ver⸗ 
Jahrgang 1865. (Ir. 6125.) 94 ſehenen 


erfonen, welche ſich dem Bergfache gewidmet haben, zum Zwecke i t 


Ausbildung die Befahrung und Beſichtigung des Werkes geſtatten. 
5 | F. 79. 5 
Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet, in den dafür feſtgeſetzten Zeiträumen 


und Formen der Bergbehörde die vom Handelsminiſter vorgeſchriebenen ſta⸗ 
tiſtiſchen Nachrichten einzureichen. N N. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Bergleuten. 


Am Gier a NL 


ER Das Vertragsverhaͤltniß zwiſchen den Bergwerksbeſitzern und den Berg⸗ 
f leuten wird nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften beurtheilt, ſoweit nicht 
e nachftehend etwas Anderes beſtimmt iſt. „ 
ES DR Erlaffen die Bergwerksbeſitzer Arbeitsordnungen fuͤr ihre Werke, ſo muͤſſen 
bdeieſelben gleichzeitig mit der Bekanntmachung auf dem Werke zur Kenntniß 
, der Bergbehoͤrde gebracht werden. f a 


15 Br ir =: 8 i ne 
nen . 81. = 
1 Das Vertragsverhaͤltniß kann, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, g 

, durch eine jedem Theile freiſtehende, vierzehn Tage vorher zu erklaͤrende Kind: 

e , gung aufgeloͤſt werden. i g er 
2 H. 82. 

/ Vor Ablauf der vertragsmaͤßigen Arbeitszeit und ohne vorhergegangene 

Aufkündigung konnen Bergleute entlaſſen werden: 5 


1) wenn ſie eines Diebſtahls, einer Veruntreuung, eines liederlichen Lebens⸗ ; 
wandels, groben Ungehorſams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit ſich 

Sn ſchuldig machen; f . 

2) wenn ſie eine ſicherheitspolizeiliche Strafvorſchrift bei der Bergarbeit 
uͤbertreten; 8 En 

3) wenn fie ſich Thaͤtlichkeiten oder Schmaͤhungen gegen den Bergwerks⸗ 

beſitzer, deſſen Stellvertreter oder die ihnen vorgeſetzten Beamten erlauben; 5 

4) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig geworden oder mit einer 

ekelhaften Krankheit behaftet ſind. n 


| F. 83. a 
Vor Ablauf der vertragsmaͤßigen Arbeitszeit und ohne vorhergegangen 
Aufkuͤndigung koͤnnen Bergleute die Arbeit verlaſſen: e 


er a ß ꝶ è1Jn 
1) wenn ſie zur Fortsetzung der Arbeit unfaͤhig werden; 
2) wenn der Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter ſich thaͤtlich an 
ihnen vergreift; 


3) wenn er ihnen den verſprochenen Lohn oder die ſonſtigen Gegenleiſtungen 
ohne genuͤgende Veranlaſſung vorenthaͤlt. 


F. 84. 


Der Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter iſt verpflichtet, dem ab⸗ 
kehrenden Bergmanne ein Zeugniß uͤber die Art und Dauer ſeiner Beſchaͤftigung 
und auf Verlangen auch uͤber ſeine Fuͤhrung auszuſtellen, deſſen Unterſchrift 
die Ortspolizeibehoͤrde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen hat. 
15 Wird die Ausſtellung des Zeugniſſes verweigert, ſo fertigt die Ortspoli⸗ 
Zeibehoͤrde daſſelbe auf Koſten des Verpflichteten aus. 

ö Werden dem abkehrenden Bergmanne in dem Zeugniſſe Beſchuldigungen 
zur Laſt gelegt, welche ſeine fernere Beſchaͤftigung hindern wuͤrden, ſo kann 


er auf Umterſuchung bei der Ortspolizeibehoͤrde antragen, welche, wenn die Be⸗ 


ſchuldigung unbegruͤndet befunden wird, unter dem Zeugniſſe den Befund ihrer 
Unterſuchung zu vermerken hat. 


H. 85. 


Bergwerksbeſitzer oder deren Stellvertreter duͤrfen Arbeiter, von denen 
ihnen bekannt iſt, daß ſie ſchon fruͤher beim Bergbau beſchaͤftigt waren, nicht 
eher zur Bergarbeit annehmen, bis ihnen von denſelben das Zeugniß des Berg⸗ 
werksbeſitzers oder Stellvertreters, bei dem ſie zuletzt in Arbeit geſtanden, be⸗ 
ziehungsweiſe das Zeugniß der Ortspolizeibehoͤrde (§. 84.) vorgelegt iſt. 


$. 86. 


Bergwerksbeſitzer find verpflichtet, die für fie beſchaͤftigten Bergleute in 
baarem Gelde auszulohnen. Sie duͤrfen denſelben keine Waaren kreditiren. 
Dagegen koͤnnen den Bergleuten Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnutzung, 
regelmäßige Beföftigung, ſowie die zur Bergwerksarbeit erforderlichen Werk⸗ 
zeuge und Betriebsmaterialien unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verab⸗ 
folgt werden. 5 
Im Falle eines Nothſtandes iſt die Regierung befugt, durch einen Be⸗ 
ſchluß zu beſtimmen, daß und welche Lebensmittel und Saatfruͤchte den Berg⸗ 
leuten von den Bergwerksbeſitzern unter Anrechnung bei der Lohnzahlung ver⸗ 
abfolgt werden duͤrfen. 5 


H. 87. 


Die Beftimmungen des F. 86. finden auch Anwendung auf Familien⸗ 
glieder, Gehuͤlfen, Beauftragte, Geſchaͤftsfuͤhrer, Faktoren und Aufſeher der 
Bergwerksbeſitzer, ſowie auf Gewerbetreibende, bei deren Geſchaͤft eine der er- 
waͤhnten Perſonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt iſt. 

(Nr. 6125.) 94* H. 88, 


Bergleute, deren Forderungen den Vorſchriften der H. 86. und 87. zu⸗ 
wider anders als durch Baarzahlung berichtigt ſind, koͤnnen zu jeder Zeit die 
Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen. n 


§. 89. i 


Vertraͤge, welche den HH. 86. bis 88. zuwiderlaufen, find nichtig. Daſſelbe 
gilt von Verabredungen zwiſchen Bergwerksbeſitzern oder ihnen gleich geftellten 
Perſonen einerſeits und Bergleuten andererſeits uͤber die Entnehmung der Be⸗ 
duͤrfniſſe dieſer letzteren aus gewiſſen Verkaufsſtellen, ſowie uͤberhaupt uͤber 
7 die Verwendung des Verdienſtes derſelben zu einem anderen Zwecke, als zur 
i Betheiligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der Bergleute oder 
ihrer Familien ($. 86.). A ; 
H. 90. 


Forderungen für Waaren, welche ungeachtet des Verbots den Arbeitern 
kreditirt worden ſind, koͤnnen von den Bergwerksbeſitzern und von den ihnen 
gleichgeſtellten Perſonen weder eingeklagt noch durch Anrechnung oder ſonſt 
geltend gemacht werden, ohne Unterſchied, ob ſie zwiſchen den Betheiligten un⸗ 
mittelbar entſtanden oder mittelbar erworben ſind; vielmehr fallen dergleichen 
Forderungen der Knappſchaftskaſſe zu, welcher das betreffende Werk angehoͤrt. 

$. 91. | Be 

er ea gegen die $$. 86. und 87. werden mit einer Geld⸗ 

buße bis zu fuͤnfhundert Thalern und im Unvermoͤgensfalle mit verhaͤltniß⸗ 
maͤßiger 5 beſtraft. Im Wiederholungsfalle wird die Strafe 
verdoppelt. N 5 1 0 
Jede rechtskraͤftige Verurtheilung wird auf Koſten des Verurtheilten durch 


das Amtsblatt und andere oͤffentliche Blaͤtter derjenigen Kreiſe, in welchen der⸗ 
ſelbe und der betheiligte Bergmann ihren Wohnſitz haben, bekannt gemacht. 


H. 92. 


Die auf Grund des F. 91., desgleichen die wegen Uebertretungen des 
$. 85. feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zu der im $. 90. bezeichneten Knapp⸗ 
ſchaftskaſſe. 1 


$. 93. 


Auf jedem Bergwerke iſt uͤber die daſelbſt beſchaͤftigten Arbeiter eine Liſte 
zu fuͤhren, welche die Vor⸗ und Zunamen, das Geburtsjahr, den Wohnort, den 
Tag des Dienſtantritts und der Entlaſſung, ſowie das Datum des letzten Ar⸗ 
beitszeugniſſes enthaͤlt. Bee 

Die Lifte muß der Bergbehoͤrde auf Verlangen vorgelegt werden. 


Vier 


% Vierter Titel. 
5 Von den Rechtsverhältniſſen der Mitbetheiligten eines Bergwerks. 


$. 94. 


Zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines Bergwerks bilden eine Gewerkſchaft. 
Die Gewerkſchaft kann ihre beſondere Verfaſſung durch ein notariell oder 
gerichtlich zu errichtendes Statut regeln, welches der Zuſtimmung von wenigſtens 
drei Viertheilen aller Antheile und der Beſtaͤtigung des Oberbergamts bedarf. 
Die Beſtimmungen der $$. 95. bis 110., 114. Abſatz 2., und 123. bis 
128. a durch das San nicht abgeündert werden. 


H. 95. 


dem Statut einen anderen Namen gewaͤhlt hat. 


F. 96. 


und Grundſtuͤcken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden. 
5 liegt. 

§. 97. 
Das Bergwerk wilb, ſoweit die Einrichtung des Hypothekenweſens dies 


§. 98. 


mit Hypotheken und dinglichen Laſten beſchwert werden. 


$. 99. 


Fuͤr die Verbindlichkeiten der Gewerkſchaft haftet nur das Vermoͤgen 
\ derſelben. 


§. 100. 


N | Gewerkſchaft nicht aufgelöft. Auch Fönnen einzelne Gewerken nicht auf Theis 
lung klagen. 
Or. 6125) $ 101. 


8 
N 
5 
5 
4 


Die Gewerkſchaft fuͤhrt den Namen des Bergwerks, foren fie nicht 19 


’ Die Gewerkſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Ver: 
bindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Bergwerken 


Ihr ordentlicher Gerichtsſtand iſt bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk das 


geſtattet, auf den Namen der Gewerkſchaft in das Hypothekenbuch eingetragen. 


Das 08 kann nur von der Gewerkſchaft und nur als Ganzes 


Durch das Ausſcheiden einzelner Mitglieder — Gewerken — wird die 


ge 55 | 
Die Zahl der gewerkſchaftlichen Antheile — Kuxe — betraͤgt hundert. 
Durch das Statut kann die Zahl auf tauſend beſtimmt werden. g 
84 Die Kuxe ſind untheilbar. Sie haben die Eigenſchaft der beweglichen 
achen. 5 


F. 102. 


Die Gewerken nehmen nach dem Verhaͤltniß ihrer Kuxe an dem Ge⸗ 
winne und Verluſte Theil. 1 

Sie find verpflichtet, die Beiträge, welche zur Erfüllung der Schuld: 
verbindlichkeiten der Gewerkſchaft und zum Betriebe erforderlich ſind, nach 


Verhaͤltniß ihrer Kuxe zu zahlen ($$. 129. 130.) 


. verpflichtet. 


* 


§. 103. = 
Ueber ſaͤmmtliche Mitglieder der Gewerkſchaft und deren Kuxe wird von 4 


der Gewerkſchaft ein Verzeichniß — das Gewerkenbuch — geführt. - Auf . 


Grund deſſelben wird einem jeden Gewerken, welcher es verlangt, ein Antheil⸗ 


ſchein — Kuxſchein — ausgefertigt. i 


Die Kurfcheine find nach der Wahl des Gewerken über die einzelnen 
Kuxe oder über eine Mehrheit derſelben auszuſtellen. e 
Die Kuxſcheine dürfen nur auf einen beſtimmten Namen, niemals auf 


den Inhaber lauten. 


Die Erneuerung eines Kuxſcheins iſt nur gegen Ruͤckgabe oder nach er⸗ 
folgter Amortiſation deſſelben zulaͤſſig. e 


§. 104. 


Die Kuxe koͤnnen ohne Einwilligung der Mitgewerken auf andere Per⸗ 
ſonen uͤbertragen werden. 1 
Ein geſetzliches Vorkaufsrecht ſteht den Mitgewerken nicht zu. 


H. 105. 5 


Zur Uebertragung der Kuxe iſt die ſchriftliche Form ende, 
Der Uebertragende iſt zur Aushaͤndigung des Kuxſcheins und, wenn 
dieſer verloren iſt, zur Beſchaffung der Amortiſationserklaͤrung auf feine Koſten 


Die Umſchreibung im Gewerkenbuche darf nur auf Grund der Uebe 5 
tragungsurkunde und gegen Vorlegung des Kuxſcheins oder der Amortiſation 
Erklarung erfolgen. 1 5 


H. 106. 2 0 


8 Wer im Gewerkenbuche als Eigenthuͤmer der Kuxe verzeichnet iſt, wi 
der Gewerkſchaft gegenuͤber bei Ausübung feiner Rechte als ſolcher 195 


| 5 $. 107. | 
Bei freiwilligen Verdußerungen von Kuren bleibt der feitherige Eigen⸗ 
thuͤmer derſelben der Gewerkſchaft fuͤr die Beiträge ($. 102.) verpflichtet, deren 
Erhebung die Gewerkſchaft beſchloſſen hat, bevor die Umſchreibung der Kuxe 
im Gewerkenbuche geſetzlich (§. 105.) beantragt iſt. 
H. 108. a 
Die Verpfaͤndung der Kuxe geſchieht durch Uebergabe des Kuxſcheins 
auf Grund eines ſchriftlichen Vertrages. ö 
§. 109. N | 

Die Exekution in den Antheil eines Gewerken wird durch Abpfaͤndung 
9 1 und Verkauf deſſelben im Wege der Mobiliarverſteigerung 
vollſtreckt. 


$. 110. 


Die Amortiſation eines verloren gegangenen Kuxſcheins iſt bei dem 
ordentlichen Gerichte, in deſſen Bezirk das Bergwerk liegt, zu beantragen. 
5 0 Der Antragſteller muß den Beſitz und Verluſt des Kuxſcheins glaubhaft 
machen. 
5 Das Gericht erlaͤßt eine öffentliche Aufforderung an den unbekannten 
Inhaber des Kurfcheins, binnen drei Monaten den Kuxſchein dem Gerichte 
vorzulegen, mit der Verwarnung, daß ſonſt der Kuxſchein werde fuͤr kraftlos 
erklaͤrt werden. : 
‚Die Aufforderung wird dreimal in das Amtsblatt, den Staatsanzeiger 
und eine inländiſche Provinzialzeitung eingeruͤckt. Es kann daneben auch die 
Bekanntmachung durch eine ausländiſche Zeitung angeordnet werden. 
Wird von einem Inhaber der Kuxſchein vorgelegt, fo iſt dem Antrag⸗ 
ſteller hiervon Kenntniß zu geben und ihm zu uͤberlaſſen, ſein Recht gegen den 
Inhaber geltend zu machen. 
Meldet ſich Niemand, ſo erklaͤrt das Gericht den Kuxſchein für kraftlos. 


H. 1 


Die Gewerken faſſen ihre Beſchluͤſſe in Gewerkenverſammlungen. 
Das Stimmrecht wird nach Kuren, nicht nach Perſonen ausgeuͤbt. 


$. 112. 
Zur Gultigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß alle Gewerken an⸗ RE 
weſend oder unter Angabe des zu verhandelnden Gegenſtandes zu einer Ver⸗ 5 5 
ſammlung eingeladen waren. 
i Einladungen durch die Poſt erfolgen gegen Poſt⸗Inſinuationsſchein. 
Gewerken, welche weder im Inlande, noch in einem Deutſchen Bundes⸗ 
Gr. 6125.) ſtaate 


Sn Beſchluß keine Anwendung. 


e f . 
ſtaate wohnen, haben zur Empfangnahme der Einladungen einen Bevollmaͤch 
tigten im Inlande zu beſtellen. Iſt dies nicht geſchehen, fo reicht ein vierzehn 
ktaͤgiger Aushang am Amtslokale des Revierbeamten aus. 8 5 
Daſſelbe gilt bei Gewerken, deren Wohnort unbekannt iſt. 


§. 113. 


Die Beſchluͤſſe werden in der beſchlußfaͤhigen Gewerkenverſammlung mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. . 5 f 
Beſchlußfaͤhig iſt die erſte Verſammlung, wenn die Mehrheit aller Kuxe 
vertreten iſt. 3 
Iſt die Mehrheit aller Kuxe nicht vertreten, ſo ſind ſaͤmmtliche Gewerken 
zu einer zweiten Verſammlung einzuladen. i 
Die zweite Verſammlung iſt ohne Ruͤckſicht auf die Zahl der vertretenen 
Kuxe beſchlußfaͤhig. Dieſe Folge muß indeß, wenn fie eintreten ſoll, in der 
Einladung angegeben werden. 
Ueber jede Gewerkenverſammlung iſt ein Protokoll aufzunehmen. 


$. 144. 


Eine Mehrheit von wenigſtens drei Viertheilen aller Kuxe iſt erforderlich 
zu Beſchluͤſſen, durch welche uͤber den Gegenſtand der Verleihung — Subſtanz 
des Bergwerks — ganz oder theilweiſe verfuͤgt werden ſoll. Dies gilt ins⸗ 
beſondere von den Faͤllen des Verkaufes, des Tauſches, der Verpfaͤndung oder 
der ſonſtigen dinglichen Belaſtung des Bergwerks, ſowie der Ueberlaſſung der 
Ausbeutung gegen Entgelt (Verpachtung). en 

Zu Be loingen über das verliehene Bergwerkseigenthum durch Verzicht 
oder Schenkung iſt Einſtimmigkeit erforderlich. f 


lid 


Binnen einer Praklufivfrift von vier Wochen vom Ablaufe des Tages, 
an welchem ein Gewerkſchaftsbeſchluß gefaßt iſt, kann jeder Gewerke die Ent⸗ 
ſcheidung des ordentlichen Richters, in deſſen Bezirk das Bergwerk liegt, 
daruͤber, ob der Beſchluß zum Beſten der Gewerkſchaft gereiche, anrufen und 
gegen die Gewerkſchaft auf Aufhebung des Beſchluſſes klagen. 5 

Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß die Entſcheidung dieſer 
Frage in Streitfaͤllen durch ein Schiedsgericht erfolgen, wie das Schiedsgericht 
gebildet und unter welchen Formen von demſelben verfahren werden ſoll. 

Dieſe Beſtimmungen finden auf einen in Gemaͤßheit des H. 94. gefaßten 


$. 116. 


Durch die Anſtellung der Klage auf Aufhebung des Gewerkſchafts⸗ 
beſchluſſes wird die Ausfuͤhrung deſſelben nicht aufgehalten. N 
Wird der Beſchluß aufgehoben, fo verliert derſelbe erft von der Rechts⸗ 

kraft der richterlichen Entſcheidung an ſeine rechtliche Wirkſamkeit. Die 
| Dieſe 


fe | Beſtimmur 


Die 
im H. 120. bezeichneten Gegenſtaͤnde betrifft. 


H. 117. 7 


5 Jede Gewerkſchaft iſt verpflichtet, einen im Inlande wohnenden Repraͤ⸗ 

ſentanten zu beſtellen und der Bergbehoͤrde namhaft zu machen. a 

. Statt eines einzelnen Repraͤſentanten kann bie Gewerkſchaft jedoch einen 

aus zwei oder mehreren Perſonen beſtehenden Grubenvorſtand beſtellen. 

\ Als Repraͤſentanten oder Mitglieder des Grubenvorſtandes koͤnnen auch 
Perſonen beſtellt werden, welche nicht Gewerken ſind. 


. 118. 


85 Die Wahl erfolgt in einer nach H. 113. beſchlußfaͤhigen Verſammlung 
durch abſolute Stimmenmehrheit. Iſt eine ſolche bei der erſten Abſtimmung 
nicht vorhanden, ſo werden diejenigen beiden Perſonen, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben, in die engere Wahl gebracht. Bei Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet das Loos. 4 

Bei Ausmittelung der in die engere Wahl zu bringenden zwei Perſonen 
entſcheidet im Falle der Stimmengleichheit ebenfalls das Loos. 

f Das Protokoll uͤber die Wahlverhandlung iſt notariell oder gerichtlich 
aufzunehmen. Eine Ausfertigung deſſelben wird dem Repraͤſentanten oder dem 
Grubenvorſtande zu feiner Legitimation ertheilt. 


* 


H. 119. 


a Der Repraͤſentant oder Grubenvorſtand vertritt die Gewerkſchaft in allen 
ihren Angelegenheiten gerichtlich und außergerichtlich. a 
105 16 85 Spezialvollmacht iſt nur in den im H. 120. bezeichneten Faͤllen er⸗ 
orderlich. \ 
Eide Namens der Gewerkſchaft werden durch ihn geleiſtet. 

Beſchraͤnkt oder erweitert die Gewerkenverſammlung die Befugniſſe des 
Repraͤſentanten oder Grubenvorſtandes, fü muͤſſen die betreffenden Feſtſetzungen 
in die Legitimation (§. 118.) aufgenommen werden. f 


F. 120. 
Der Repraͤſentant oder Grubenvorſtand bedarf eines beſonderen Auf⸗ 
trages der Gewerkenverſammlung: 5 


1) wenn es ſich um Gegenſtaͤnde handelt, welche nur von einer Mehrheit 
von wenigſtens drei Viertheilen aller Kure oder nur mit Einſtimmigkeit 
beſchloſſen werden koͤnnen; Er 


2) wenn Beiträge von den Gewerken erhoben werden ſollen. 


8 Jahrgang 1865. (Nr. 6125) 95 H. 121. 


ngen finden keine Anwendung, wenn der Beſchluß die 


oder zur Beſchlußfaſſung über den Widerruf der erfolgten Beſtellung kann die 
Bergbehoͤrde auf den an fie gerichteten Antrag eine Gewerkenverſammlung 


foͤrmliches Statut (F. 94.), diejenigen des F. 123. aber gar nicht abgeaͤndert 


Vertretung der Gewerkſchaft bei den Verhandlungen mit der Bergbehörde, mit 


e 

| . 121. | | 

Der Repraͤſentant oder Grubenvorſtand fuͤhrt das Gewerkenbuch und 
fertigt die Kuxſcheine aus (§. 103.) . ö : 
| Er iſt verpflichtet, für die Führung der übrigen erforderlichen Bucher 


der Gewerkſchaft Sorge zu tragen und jedem Gewerken auf Verlangen die a 
Buͤcher zur Einſicht offen zu legen. 5 


$. 122. 


Der Repraͤſentant oder Grubenvorſtand beruft die Gewerkenverſamm⸗ 
ungen. 
ü Er muß, wenn das Bergwerk im Betriebe iſt, alljaͤhrlich eine Gewerken⸗ 
e berufen und derſelben eine vollftändig belegte Verwaltungsrechnung 
vorlegen. ER 

Der Repraͤſentant ift zur Berufung einer Gewerkenverſammlung ver⸗ 
pflichtet, wenn dies die Eigenkhuͤmer von wenigſtens einem Viertheil aller Kuxe 
verlangen. Unterläßt er die Berufung, fo erfolgt dieſelbe durch die Bergbehoͤrde 
auf den an ſie gerichteten Antrag. f 

Zur Vornahme der Wahl eines Repraͤſentanten oder Grubenvorſtandes 


berufen. | 
8 VVV 
Der Repraͤſentant iſt berechtigt und verpflichtet, alle Vorladungen und 


andere Zuſtellungen an die Gewerkſchaft mit voller rechtlicher Wirkung in 


Empfang zu nehmen. 0 15 
Beſtellt die Gewerkſchaft einen Grubenvorſtand, ſo muß ein Mitglied 


deſſelben mit dieſer Empfangnahme beauftragt und in der Legitimation des 65 6 
Grubenvorſtandes bezeichnet werden. Wenn dies nicht geſchehen iſt, fo kann 
die Zuſtellung an jedes Mitglied des Grubenvorſtandes erfolgen. 1 


| $. 124. 1 
Die Beſtimmungen der HH. 120. 121. und 122. dürfen nur durch ein 1 


werden. 5 4 
In keinem Falle darf dem Repraͤſentanten oder Grubenvorſtande die 


dem Knappſchafts vereine und mit anderen auf den Bergbau ee Inſti⸗ 
tuten, ſowie in den gegen ſie angeſtellten Prozeſſen und die Eidesleiſtung in 
letzteren entzogen werden. 5 i 

H. 125. 5 ö 


Die Gewerkſchaft wird durch die von dem Repraͤſentanten oder Gruben⸗ 
vor⸗ 


2 ae | 

5 : 1 5 in ihrem Namen geſchloſſenen Rechtsgeſchaͤfte berechtigt und ver⸗ 
pflichtet. 

Es iſt gleichguͤltig, ob das Geſchaͤft ausdruͤcklich im Namen der Gewerk⸗ 


ſchaft geſchloſſen worden iſt, oder ob die Umſtaͤnde ergeben, daß es nach dem 
Willen der Kontrahenten fuͤr die Gewerkſchaft geſchloſſen werden ſollte. 


H. 126. 


Der Repraͤſentant oder die Mitglieder des Grubenvorſtandes ſind aus 
den von ihnen im Namen der Gewerkſchaft vorgenommenen Rechtshandlungen 
Dritten gegenuͤber fuͤr die Verbindlichkeiten der Gewerkſchaft perſoͤnlich nicht 
verpflichtet. f 

Handeln dieſelben außer den Grenzen ihres Auftrages oder den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Titels entgegen, ſo haften ſie perſoͤnlich, beziehungsweiſe ſoli⸗ 
dariſch fuͤr den dadurch entſtandenen Schaden. 


§. 127. 
Die Bergbehoͤrde iſt befugt, eine Gewerkſchaft aufzufordern, innerhalb 
drei Monaten einen Repraͤſentanten oder einen Grubenvorſtand zu beftellen. 
Wird dieſer Aufforderung nicht entſprochen, ſo kann die Bergbehoͤrde 
bis dahin, daß dies geſchieht, einen Repraͤſentanten beſtellen und demſelben eine 
aangemeſſene, von der Gewerkſchaft aufzubringende und noͤthigenfalls im Ver⸗ 


waltungswege exekutiviſch einzuziehende Belohnung zuſichern. 


5 Diäieſer interimiſtiſche Repraͤſentant hat die in den HH. 119. bis 123. be⸗ 
ſtimmten Rechte und Pflichten, inſofern die Bergbehoͤrde keine Beſchraͤnkungen 
eintreten läßt. a 5 


H. 128. 


85 Soweit der gegenwaͤrtige Titel nichts Anderes beſtimmt, ſind die durch 
die Beſtellung eines Repraͤſentanten oder Grubenvorſtandes entſtehenden Rechts⸗ 
een nach den allgemeinen Vorſchriften uͤber den Vollmachtsvertrag zu 
beurtheilen. d 


$. 129. 


Die Klage gegen einen Gewerken auf Zahlung ſeines durch Gewerk⸗ 
ſchaftsbeſchluß beſtimmten Beitrages kann nicht vor Ablauf der in dem H. 115. 
beſtimmten Vraflufivfrift von vier Wochen erhoben werden. Iſt innerhalb 
dieſer Friſt von dem Gewerken auf Aufhebung des Beſchluſſes Klage erhoben 
worden (H. 115.), fo findet vor rechtskraͤftiger Entſcheidung über dieſelbe die 
Klage gegen den Gewerken nicht ſtatt. 5 

Die Klage gegen den Gewerken kann nur bei dem ordentlichen Richter 
angeſtellt werden, in deſſen Bezirk das Bergwerk liegt. 
si Das Verfahren tiber beide Klagen richtet fih nach den fir ſchleunige 
Sachen beſtehenden Vorſchriften. 

(Nr. 6125) 95* $. 130, 


un u 

Der Gewerke kann feine Verurtheilung und die Exekution dadurch ab⸗ 

wenden, daß er unter Ueberreichung des Kuxſcheins den Verkauf ſeines An⸗ 
theils Behufs Befriedigung der Gewerkſchaft anheimſtellt. 


$. 131. 


Der Verkauf des Antheils erfolgt im Wege der Mobiliarverſteigerung 
nach Vorſchrift des $. 109. © 
Aus dem gelöften Kaufpreiſe werden zunaͤchſt die Verkaufskoſten und 
ſodann die ſchuldigen Beitraͤge gezahlt. 4 
Igſt der Antheil unverkaͤuflich, jo wird derſelbe den anderen Gewerken 
nach Verhaͤltniß ihrer Antheile in ganzen Kuxen, ſoweit dies aber nicht moͤglich 
iſt, der Gewerkſchaft als ſolcher im Gewerkenbuche laſtenfrei zugeſchrieben. 


$. 132. 


i Jeder Gewerke iſt befugt, auf ſeinen Antheil freiwillig zu verzichten, 
wenn auf dem Antheile weder ſchuldige Beitraͤge noch ſonſtige Schuldverbind⸗ 
lichkeiten haften, oder die ausdruͤckliche Einwilligung der Glaͤubiger beigebracht 
wird, und außerdem die Ruͤckgabe des Kuxſcheins an die Gewerkſchaft erfolgt. 
Der Antheil ſoll alsdann, ſofern die Gewerkſchaft nicht anderweitig uͤber 
denſelben verfügt, durch den Repraͤſentanten zu Gunſten der Gewerkſchaft ver⸗ 
kauft werden. 1 
Iſt der Antheil unverkaͤuflich, ſo findet die fuͤr dieſen Fall im H. 131. 
getroffene Beſtimmung Anwendung. 75 115 


$. 133. 


Die Beſtimmungen der HH. 94. bis 132. kommen nicht zur Anwendung, 4 
wenn die Kechtöverhältniffe der Mitbetheiligten eines Bergwerks durch Vertrag 


oder ſonſtige Willenserklaͤrung anderweitig geregelt ſind. Ein ſolches Rechts⸗ 
geſchaͤft bedarf zu feiner Gultigkeit der notariellen oder gerichtlichen Form. 
Die Urkunde uͤber daſſelbe iſt der Bergbehoͤrde einzureichen. 

Mitbetheiligte eines Bergwerks im Sinne des H. 94. ſind nicht die Theil⸗ 
haber an einer ungetheilten Erbſchaft oder an einer ſonſtigen gemeinſchaftlichen 
Maſſe, zu welcher ein Bergwerk gehoͤrt. ER 

$. 134. 
Sn den Fällen des H. 133. muß, wenn die Mitbetheiligten eines Berg: 
werks nicht eine Geſellſchaft bilden, deren Vertretung dur die allgemeinen 
Geſetze geordnet iſt, ein im Inlande wohnender Repraͤſentant beſtellt und de 
Bergbehoͤrde namhaft gemacht werden, widrigenfalls letztere nach H. 127. zu 
verfahren befugt iſt. 1 


5 6 Daſſelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer eines Bergwerk im Auslande 
} wo nt. j 7 f R 
Diefer Repraͤſentant hat diejenigen Geſchaͤfte zu beſorgen, welche im 
$. 124. als ſolche bezeichnet find, die dem Repraͤſentanten oder Grubenvor⸗ 
ſtande einer Gewerkſchaft niemals entzogen werden dürfen. Eine Abaͤnderung 
iſt auch hier unzulaͤſſig. i 


Fünfter Titel. 


Von den Rechtsverhältniſſen zwiſchen den Bergbautreibenden 
und den Grundbeſitzern. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Grundabtretung. 


$. 135. 


s Iſt fuͤr den Betrieb des Bergbaues und zwar zu den Grubenbauen ſelbſt, 
zu Halden⸗, Ablade⸗ und Niederlageplaͤtzen, Wegen, Eiſenbahnen, Kanälen, 
Maſchinenanlagen, Waſſerlaͤufen, Teichen, Huͤlfsbauen, Zechenhaͤuſern, und an⸗ 
deren fuͤr Betriebszwecke beſtimmten Tagegebaͤuden, Anlagen und Vorrichtungen, 
zu den im H. 58. bezeichneten Aufbereitungsanſtalten, ſowie zu Soolleitungen 
und Soolbehaͤltern die Benutzung eines fremden Grundſtuͤcks nothwendig, ſo 
muß der Grundbeſitzer, er ſei Eigenthuͤmer oder Nutzungsberechtigter, daſſelbe 
an den Bergwerksbeſitzer abtreten. 


F. 136. 


Die Abtretung darf nur aus uͤberwiegenden Gruͤnden des oͤffentlichen 
Intereſſes verſagt werden. N 

Zur Abtretung des mit Wohn⸗, Wirthſchafts⸗ oder Fabrikgebäuden be⸗ 
bauten Grund und Bodens und der damit in Verbindung ſtehenden eingefrie⸗ 
digten Hofraͤume kann der Grundbeſitzer gegen ſeinen Willen niemals ange⸗ 
halten werden. b 


$. 137. 


Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet, dem Grundbeſitzer für die entzogene 
Nutzung jaͤhrlich im Voraus vollſtaͤndige Entſchaͤdigung zu leiſten und das 
Grundſtuͤck nach beendigter Benutzung zuruͤckzugeben. 

; Tritt durch die Benutzung eine Werthsverminderung des Grundſtuͤcks 
ein, ſo muß der Bergwerksbeſitzer bei der Ruͤckgabe den Minderwerth erſetzen. 
Fur die Erfüllung dieſer Verpflichtung kann der Grundbeſitzer ſchon bei der 
Abtretung des Grundſtüͤcks die Beſtellung einer angemeſſenen Kaution von dem 
Cr. 6125.) Berg⸗ 


Bergwerksbeſitzer verlangen. Auch ift der Eigenthumer des Grundſtücks in 
dieſem Falle zu fordern berechtigt, daß der Bergwerksbeſitzer, ſtatt den Minder⸗ 
werth zu erſetzen, das Eigenthum des Grundſtuͤcks erwirbt. | 2 


$. 138. 


Wenn feftfteht, daß die Benutzung des Grundſtuͤcks länger als drei 
Jahre dauern wird, oder wenn die Benutzung nach Ablauf von drei Jahren 
noch fortdauert, fo kann der Grundeigenthuͤmer verlangen, daß der Bergwerks⸗ 
beſitzer das Eigenthum des Grundſtuͤcks erwirbt. ö 


$. 139, 


Wenn ein Grundſtuͤck durch die Abtretung einzelner Theile fo zerſtuͤckelt 

werden wiirde, daß die uͤbrig bleibenden Theile nicht mehr zweckmaͤßig benutzt 

werden koͤnnen, fo muß auch für letztere die jährliche Entſchaͤdigung ($. 137.) 

auf Verlangen des Grundbeſitzers von dem Bergwerksbeſitzer geleiſtet werden. 

f Unter derſelben Vorausſetzung kann der Eigenthuͤmer eines ſolchen Grund⸗ 

ſtuͤcks verlangen, daß der Bergwerksbeſitzer das Eigenthum des ganzen Grund⸗ 
ſtuͤcks erwirbt. . 


$. 140. 


Bei der zwangsweiſen Abtretung oder Erwerbung eines Grundſtuͤcks zu A 
einer bergbaulichen Anlage kommen diejenigen Werthserhoͤhungen, welche das 
Grundſtuͤck erſt in Folge dieſer Anlage erhalt, bei der Entſchaͤdigung nicht in 
Anſchlag. ö N 
§. 141. 


Wegen aller zu Zwecken des Bergbaubetriebes veraͤußerten Theile von 
Grundſtuͤcken findet ein Vorkaufs⸗ und Wiederkaufsrecht ſtatt, wenn in der 
Folge das Grundſtuͤck zu den Zwecken des Bergbaues entbehrlich wird. 

Das Vorkaufs⸗ und Wiederkaufsrecht ſteht dem zeitigen Eigenthuͤmer 
des durch die urſpruͤngliche Veraͤußerung verkleinerten Grundſtuͤcks nach den⸗ 
ſelben geſetzlichen Grundſaͤtzen zu, welche in dieſer Beziehung den Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften gegenuͤber gelten. 


$. 142. 


Können die Betheiligten ſich in den Fallen der $$. 135. bis 139. über 
die Grundabtretung nicht guͤtlich einigen, ſo erfolgt die Entſcheidung darüber, 
ob, in welchem Umfange und unter welchen Bedingungen der Grundbeſitzer zur 
Abtretung des Grundſtuͤcks oder der Bergwerksbeſitzer zum Erwerbe des 
Eigenthums verflichtet iſt, durch einen gemeinſchaftlichen Beſchluß des Ober⸗ 
bergamts und der Regierung. 8 N 


$. 143. 


Vor der Entſcheidung müſſen beide Theile gehört und die Behanie 2 


ame 
diurch Kommiſſarien der beiden entſcheidenden Behörden an Ort und Stelle 
uunterſucht werden. i 
Die Ermittelung der für die vorübergehende Benutzung des Grundſtuͤcks 
oder für die Abtretung des Eigenthums zu leiſtenden vollftandigen Entſchaͤdi⸗ 
gung, ſowie der im H. 137. erwähnten Kaution liegt beim Mangel einer guͤt⸗ 
lichen Einigung der Betheiligten ebenfalls den Kommiſſarien ob. 
Zu dieſer Ermittelung find Sachverſtaͤndige zuzuziehen. 

Jeder Theil iſt befugt, Einen Sachverſtaͤndigen zu bezeichnen. Geſchieht 
dies binnen einer von den Kommiſſarien zu beſtimmenden Friſt nicht, ſo er⸗ 
nennen letztere die Sachverſtaͤndigen. i 

In jedem Falle koͤnnen die Kommiſſarien einen dritten Sachverſtaͤndigen 
zuziehen. 
$. 144. 


Der Beſchluß, durch welchen die zwangsweiſe Abtretung oder Erwerbung 
eines Grundſtuͤcks ausgeſprochen wird, muß das Grundſtuͤck genau bezeichnen, 
die dem Grundbeſitzer zu leiſtende Entſchaͤdigung, beziehungsweiſe Kaution feſt⸗ 

ſetzen und die ſonſtigen Bedingungen der Abtretung oder Erwerbung enthalten. 


$. 145. 


Gegen den Beſchluß des Oberbergamts und der Regierung ſteht beiden 
Theilen der Rekurs an die betreffenden Reſſortminiſter zu. Derſelbe muß nach 
naͤherer Vorſchrift der HH. 192. und 193. bei dem Oberbergamte eingelegt 
werden. Gegen die Feſtſetzung der Entſchaͤdigung und der Kaution findet der 
Rekurs nicht ſtatt. | 
1 Ueber die Verpflichtung zur Abtretung eines Grundſtuͤcks iſt der Rechts⸗ 
weg nur in dem Falle zulaͤſſig, wenn die Befreiung von dieſer Verpflichtung 
[auf Grund des zweiten Abſatzes des H. 136. oder eines ſpeziellen Rechtstitels 
behauptet wird. 5 8 b g 
ö $. 146, 


“ Durch Befchreitung des Rechtsweges wird, wenn dieſelbe nur wegen der 
Feſtſetzung der Entſchaͤdigung oder Kaution erfolgt, die Beſitznahme des Grund⸗ 
ſtuͤcks nicht aufgehalten, vorausgeſetzt, daß die feſtgeſetzte Entſchaͤdigung an den 
Berechtigten gezahlt oder bei verweigerter Annahme gerichtlich deponirt, des⸗ 
gleichen die gerichtliche Depoſition der feſtgeſetzten Kaution geſchehen iſt. 


$. 147. 


1 Die Koſten des Expropriationsverfahrens hat fuͤr die erſte Inſtanz der 
Bergwerksbeſitzer, für die Rekursinſtanz der unterliegende Theil zu tragen. 


Gr. 6125.) | Zwei: 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Schadenserſatze fuͤr Beſchaͤdigungen des Grund— 
g eigenthums. 


$. 148. 


Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet, fuͤr allen Schaden, welcher dem 
Grundeigenthume oder deſſen Zubehoͤrungen durch den unterirdiſch oder mittelſt 

Tagebaues geführten Betrieb des Bergwerks zugefügt wird, vollſtaͤndige Ent⸗ 
ſchaͤdigung zu leiſten, ohne Unterſchied, ob der Betrieb unter dem beſchaͤdigten 
Grundſtucke ſtattgefunden hat oder nicht, ob die Beſchaͤdigung von dem Berg: 
werksbeſitzer verſchuldet iſt, und ob ſie vorausgeſehen werden konnte oder nicht. 


$. 149. 


Iſt der Schaden durch den Betrieb zweier oder mehrerer Bergwerke 
verurſacht, ſo ſind die Beſitzer dieſer Bergwerke gemeinſchaftlich, und zwar zu 
gleichen Theilen zur Entſchaͤdigung verpflichtet. \ 5 

Im Verhältniß der Bergwerksbeſitzer unter ſich iſt der Nachweis eines 
anderen Theilnahmeverhaͤltniſſes und der Anſpruch auf Erſtattung des Zuviel⸗ 
gezahlten nicht ausgeſchloſſen. f 2 5 

$. 150. | | 

Der Bergwerksbeſitzer iſt nicht zum Erſatze des Schadens verpflichtet, 

welcher an Gebaͤuden oder anderen Anlagen durch den Betrieb des Bergwerks 
entſteht, wenn ſolche Anlagen zu einer Zeit errichtet worden find, wo die den⸗ 
ſelben durch den Bergbau drohende Gefahr dem Grundbeſitzer bei Anwendung 
gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht unbekannt bleiben konnte. se 

Muß wegen einer derartigen Gefahr die Errichtung folcher Anlagen 
unterbleiben, fo hat der Grundbeſitzer auf die Verguͤtung der Werthsvermin⸗ 
derung, welche fein Grundſtuͤck dadurch etwa erleidet, keinen Anſpruch, wenn 
ſich aus den Umſtaͤnden ergiebt, daß die Abſicht, ſolche Anlagen zu errichten, 

nur kund gegeben wird, um jene Verguͤtung zu erzielen. 5 


$. 151. 


Anſpruͤche auf Erſatz eines durch den Bergbau verurfachten Schadens 
($$. 148. 149.), welche ſich nicht auf Vertrag gründen, muͤſſen von dem Ber 
ſchaͤdigten innerhalb drei Jahren, nachdem das Daſein und der Urheber des 
Schadens zu ſeiner Wiſſenſchaft gelangt ſind, durch gerichtliche Klage geltend 
gemacht werden, widrigenfalls ſie verjaͤhrt ſind. 5 


$. 152. ee 1 
Auf Beſchaͤdigungen des Grundeigenthums oder der Zubehoͤrungen Na 


urch die von Schuͤrfern und Muthern ausgefuͤh 
HH. 148. bis 151. ebenfalls Anwendung. 


rten Arbeiten finden die 


Dritter Abſchnitt. 


Von dem Verhaͤltniſſe des Bergbaues zu oͤffentlichen Verkehrs— 
| Anſtalten. 


$. 153. 


Gegen die Ausfuͤhrung von Chauſſeen, Eiſenbahnen, Kanaͤlen und an⸗ 
deren oͤffentlichen Verkehrsmitteln, zu deren Anlegung dem Unternehmer durch 
Geſetz oder beſondere landesherrliche Verordnung das Expropriationsrecht bei⸗ 
gelegt iſt, ſteht dem Bergbautreibenden ein Widerſpruchsrecht nicht zu. 

Vor Feſtſtellung der ſolchen Anlagen zu gebenden Richtung find Dieje⸗ 
nigen, uͤber deren Bergwerke dieſelben gefuͤhrt werden ſollen, Seitens der zu⸗ 
ſtaͤndigen Behörde darüber zu hören, in welcher Weiſe unter möglichft geringer 
Benachtheiligung des Bergwerkseigenthums die Anlage auszufuͤhren ſei. 


$. 154. 


I War der Bergbautreibende zu dem Bergwerksbetriebe früher berechtigt, 
als die Genehmigung der Anlage ($. 153.) ertheilt ift, fo hat derſelbe gegen 

den Unternehmer der Anlage einen Anſpruch auf Schadenserſatz. Ein Scha⸗ 
denserſatz findet nur inſoweit ſtatt, als entweder die Herſtellung ſonſt nicht er⸗ 
forderlicher Anlagen in dem Bergwerke oder die ſonſt nicht erforderliche Be⸗ 
ſeitigung oder Veraͤnderung bereits in dem Bergwerke vorhandener Anlagen 
nothwendig wird. 


Koͤnnen die Betheiligten ſich über die zu leiſtende Entſchaͤdigung nicht 
guͤtlich einigen, fo erfolgt die Feſtſetzung derſelben nach Anhoͤrung beider Theile 
und mit Vorbehalt des Rechtsweges durch einen Beſchluß des Oberbergamts, 
welcher vorläufig vollſtreckbar iſt. 


7 


H. 155. 


Wenn Bergbautreibende, welche vor Eintritt der Geſetzeskraft des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes zu dem Bergwerksbetriebe berechtigt waren, Entſchädigungs⸗ 
anſpruͤche erheben, welche uͤber den ihnen nach H. 154. zu gewaͤhrenden Schadens⸗ 
15 hinausgehen, ſo iſt uͤber dieſe Anſpruͤche nach den bisherigen Geſetzen zu 
entſcheiden. 


Jahrgang 1865. (Nr. 6125.) 96 Sechs⸗ 


Sechster Titel. 
Von der Aufhebung des Bergwerkseigenthums. 


§. 156. 


Wird amtlich feſtgeſtellt, daß ein Bergwerkseigenthuͤmer die nach Vor⸗ 
ſchrift des $. 65. an ihn erlaſſene Aufforderung zur Inbetriebſetzung des Berg⸗ 
werks oder 19 Fortſetzung des unterbrochenen Betriebes nicht befolgt hat, ſo 
kann das Oberbergamt die Einleitung des Verfahrens wegen Entziehung des 
Bergwerkseigenthums durch einen Beſchluß ausſprechen. . 


$. 157. 


Der Bergwerkseigenthuͤmer ift befugt, binnen vier Wochen vom Ablaufe 
des Tages, an welchem ihm der Beſchluß, beziehungsweiſe der Rekursheſcheid 

(H. 191.) zugeſtellt iſt, bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk das Bergwerk liegt, 
gegen das Oberbergamt auf Aufhebung des Beſchluſſes zu klagen. Geſchieht 
dies nicht, ſo iſt das Einſpruchsrecht erloſchen. 


§. 158. 


Erhebt der Bergwerkseigenthuͤmer keinen Einſpruch oder iſt derſelbe rechts- 1 
kraͤftig verworfen, ſo wird der Beſchluß von dem Oberbergamte den aus dem 
Hypothekenbuche oder den Rheiniſchen Hypothekenregiſtern erfichtlichen Glaͤubigern 


und anderen Realberechtigten zugeſtellt und außerdem durch das Amtsblatt der 


Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt, unter Verweiſung auf dieſen = 
und den folgenden Paragraphen, zur öffentlichen Kenntniß gebracht. ® 


$. 159. 


Jeder Hypothekenglaͤubiger oder fonftige Realberechtigte, ſowie jeder pri⸗ 
vilegirte Glaͤubiger des Rheiniſchen Rechts iſt befugt, binnen drei Monaten 
vom Ablaufe des Tages, an welchem der Beſchluß zugeſtellt, beziehungsweiſe 
an welchem das die Bekanntmachung enthaltende Amtsblatt ausgegeben worden 
iſt, Behufs ſeiner Befriedigung die nothwendige Subhaſtation des Bergwerks 
bei dem zuſtaͤndigen Richter auf ſeine Koſten zu beantragen, vorbehaltlich der 
Erſtattung derſelben aus den Kaufgeldern. “ 
Wer von dieſem Rechte binnen der angegebenen Friſt keinen Gebrauch 
macht, hat bei der demnaͤchſtigen. Aufhebung des Bergwerkseigenthums das 
Erloͤſchen feines Realanſpruchs zu erleiden ($. 160.). 5 
Auch der ſeitherige Eigenthuͤmer des Bergwerks kann innerhalb jener 
Praͤkluſivfriſt von drei Monaten die Subhaſtation auf feine Koſten beantragen. 


K N 
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$. 160. 


x Wird die Subhaſtation nicht beantragt, oder führt dieſelbe nicht zu dem 
Verkaufe des Bergwerks, ſo ſpricht das Oberbergamt durch einen Beſchluß die 

Aufhebung des Bergwerkseigenthums aus. N 

25 Mit dieſer Aufhebung erlöfchen alle Anſpruͤche auf das Bergwerk, von 

welcher Art ſie auch ſein moͤgen. a 


$. 161. 


1 Erklaͤrt der Eigenthuͤmer eines Bergwerks vor der Bergbehoͤrde ſeinen 
freiwilligen Verzicht auf daſſelbe, ſo wird mit dieſer Erklaͤrung nach $. 158. 
ebenſo verfahren, wie mit dem dort bezeichneten Beſchluſſe. 

Die den Hypothekenglaͤubigern und anderen Realberechtigten, ſowie den 
privilegirten Glaͤubigern des Rheiniſchen Rechts im $. 159. eingeraͤumte Be⸗ 
fugniß ſteht denſelben auch in dieſem Falle zu, und hinſichtlich der Auf⸗ 
hebung des Bergwerkseigenthums finden die Beſtimmungen des H. 160. ebenfalls 

Anwendung. : 


$. 162. 


{ Nach H. 161. ift auch dann zu verfahren, wenn der freiwillige Verzicht 
€ auf das Bergwerkseigenthum nur einzelne Theile eines Feldes betrifft. 


5 $. 163. 


Bei jeder Aufhebung eines Bergwerkseigenthums darf der bisherige 
Eigenthuͤmer die Zimmerung und Mauerung des Grubengebaͤudes nur in ſoweit 
wegnehmen, als nach der Entſcheidung der Bergbehoͤrde nicht polizeiliche Gruͤnde 
entgegenſtehen. 275 R | 

| $. 164. 


Die Koften, welche durch das im gegenwärtigen Titel angeordnete Ver⸗ 
fahren bei der Bergbehörde erwachſen, hat der Bergwerkseigenthuͤmer zu tragen. 


Siebenter Titel. 
Von den Knappſchaftsvereinen. 


H. 165. 


5 Fuͤr die Arbeiter aller dem gegenwaͤrtigen Geſetze unterworfenen Berg⸗ 

werke und Aufbereitungsanſtalten, desgleichen fuͤr die Arbeiter der Salinen ſollen 

Knappſchaftsvereine beſtehen, welche den Zweck haben, ihren Theilnehmern und 

deren Angehörigen: nach näherer Beſtimmung des Geſetzes Unterſtuͤtzungen zu 
gewähren. f i 

| Gr. 6125.) I6* Sind 


— u_ 


Sind mit den vorbezeichneten Werken zugleich Gewerbsanlagen verbunden, 
welche nicht unter der Aufſicht der Bergbehoͤrde ſtehen, ſo koͤnnen die bei dieſen 


Gewerbsanlagen beſchaͤftigten Arbeiter auf den. gemeinſchaftlichen Antrag der 


letzteren und der Werksbeſitzer durch den Knappſchaftsvorſtand in den Knapp⸗ 
ſchaftsverein aufgenommen werden. 

Die Knappſchaftsvereine erlangen durch die Beſtaͤtigung ihrer Statuten 
die Eigenſchaft juriſtiſcher Perſonen. a 


§. 166. 


Die bereits beſtehenden Knappſchaftsvereine bleiben in Wirkſamkeit. Der 


gegenwärtige Titel findet jedoch auch auf ſie Anwendung. Ihre Statuten ſind 
e Vorſchriften der SS. 170. 176. und 181. bis 186. in Uebereinſtimmung 

u bringen. 

5 Die Beſitzer und Arbeiter der Huͤttenwerke und der dem gegenwaͤrtigen 
Geſetze nicht unterworfenen Aufbereitungsanſtalten, welche bereits einem 
Knappſchaftsvereine angehoͤren, ſcheiden auf ihren gemeinſchaftlichen Antrag aus 
dem Vereine aus. 


§. 167. 


Die Beſtimmung der Bezirke, fuͤr welche neue Knappſchaftsvereine ge⸗ 
gruͤndet werden ſollen, haͤngt zunaͤchſt von dem Beſchluſſe der Betheiligten ab. 
Kann hierüber eine Einigung nicht erzielt werden, ſo entſcheidet das Ober⸗ 
bergamt nach Anhörung der Werksbeſitzer und eines von den Arbeitern zu 
Wed Ausſchuſſes. a 


$. 168, 


Alle in dem Bezirke eines bereits beſtehenden oder neu gegruͤndeten Knappe 
ſchaftsvereins belegenen Bergwerke, Aufbereitungsanſtalten und Salinen ($. 165.) 
und die auf denſelben beſchaͤftigten Arbeiter find dem Vereine nach naͤherer 
Beſtimmung des Statuts beizutreten berechtigt und verpflichtet. 9 

Berechtigt zum Beitritt ſind auch die Werksbeamten, ſow die Ver⸗ 
waltungsbeamten des Knappſchaftsvereins. f i N 


$. 169. 


Fuͤr jeden neu gegruͤndeten Knappſchaftsverein haben die Werksbeſitzer 
unter Mitwirkung eines von den Arbeitern zu waͤhlenden Ausſchuſſes ein mit 
dem Geſetze in Uebereinſtimmung ſtehendes Statut aufzuſtellen. Daſſelbe unter⸗ 
liegt der Beſtaͤtigung des Oberbergamts, welche nur verſagt werden darf, wenn 
das Statut den geſetzlichen Beſtimmungen zuwiderlaͤuft. : i 

Wird das Statut nach vorgaͤngiger Aufforderung nicht innerhalb Jahres: 
friſt vorgelegt, ſo hat das Oberbergamt daſſelbe aufzuſtellen. 


§. 170. 5 a 
Zu allen Abaͤnderungen von Knappſchaftsſtatuten ift erforderlich, Bat ® 
Dear 


Eee | = = 
diefelben von den Betheiligten nach den hieruͤber in das Statut aufzunehmen⸗ 
den näheren Beſtimmungen beſchloſſen werden und ſodann die Beſtaͤtigung des 
Oberbergamts nach Maaßgabe des F. 169. erlangen. 
$. 171. 
Die Leiſtungen, welche jeder Knappſchaftsverein nach naͤherer Beſtimmung 


i des Statuts ſeinen vollberechtigten Mitgliedern mindeſtens zu gewaͤhren hat, ſind: 


1) in Krankheitsfaͤllen eines Knappſchaftsgenoſſen freie Kur und Arznei 
fuͤr ſeine Perſon, 


2) ein entſprechender Krankenlohn bei einer ohne eigenes grobes Verſchulden 
entſtandenen Krankheit, 


3) ein Beitrag zu den Begraͤbnißkoſten der Mitglieder und Invaliden, 


4) eine lebenslaͤngliche Invalidenunterſtuͤtzung bei einer ohne grobes Ver⸗ 
ſchulden eingetretenen Arbeitsunfaͤhigkeit, a 


5) eine Unterſtuͤtzung der Wittwen auf Lebenszeit, beziehungsweiſe bis zur 
etwaigen Wiederverheirathung, 


6) eine Unterſtuͤtzung zur Erziehung der Kinder verſtorbener Mitglieder und 
Invaliden bis nach zuruͤckgelegtem vierzehnten Lebensjahre. 


Für die Mitglieder der am wenigſten beguͤnſtigten Klaſſe find mindeſtens 
die unter 1. und 2. genannten Leiſtungen und, wenn ſie bei der Arbeit ver⸗ 
ungluͤcken, auch die unter 3. und 4. genannten zu gewähren, 


$. 172. 


Fuͤr die Leiſtungen unter 1. 2. und 3. des §. 171. oder fuͤr einzelne der⸗ 
ſelben koͤnnen nach dem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe der Werksbeſitzer, der 
Knappſchaftsaͤlteſten und des Knappſchaftsvorſtandes beſondere Krankenkaſſen 
auf ſaͤmmtlichen zu einem Knappſchaftsvereine gehörigen Werken, und zwar auf 
jedem einzelnen Werke oder gruppenweiſe auf mehreren, eingerichtet werden. 

Die fuͤr die Krankenkaſſen nach Vorſchrift des §. 169. aufzuſtellenden 
Statuten unterliegen der daſelbſt erwahnten Beſtaͤtigung. 

Die Beaufſichtigung der Krankenkaſſen gehoͤrt zu den Obliegenheiten des 
Knappſchaftsvorſtandes. In den Statuten des Knappſchaftsvereins ſind die 
näheren Beſtimmungen hierüber, ſowie uͤber die bei der Abzweigung der Kranken⸗ 
kaſſen eintretende Herabſetzung der Beitraͤge zur Hauptkaſſe zu treffen. 


$. 173. 


Die Anſpruͤche der Berechtigten auf die Leiſtungen der Knappſchafts⸗ 
und der Krankenkaſſen koͤnnen weder an Dritte uͤbertragen, noch auch mit Arreſt 
belegt werden. 

(Nr. 6125.) H. 174. 


N 


8 5 5 
Sowohl die Arbeiter als auch die Werksbeſitzer haben zu den Knapp⸗ 
ſchafts⸗ und den Krankenkaſſen Beitraͤge zu leiſten. 8 


$. 175. 


Die Beiträge der Arbeiter ſollen in einem gewiſſen Prozentſatze ihres 
Arbeitslohns oder in einem entſprechenden Fixum beſtehen. 92 
Die Beiträge der Werksbeſitzer ſollen mindeſtens die Haͤlfte des Beitrags 
der Arbeiter ausmachen. 


$. 176. 


Die Werksbeſitzer find bei Vermeidung des gegen ſie ſelbſt zu richten 
den Zwangverfahrens verpflichtet, für die Einziehung und Abfuͤhrung der Bei⸗ 
träge ihrer Arbeiter aufzukommen. 

Auch haben die Werksbeſitzer ihre Arbeiter regelmaͤßig an den durch das 
Statut feſtzuſetzenden Zeitpunkten bei dem Knappſchaftsvorſtande anzumelden. 

Unterbleibt die Anmeldung, ſo iſt der Vorſtand befugt, die Zahl der Ar⸗ 
beiter, fuͤr welche die Beitraͤge zur Knappſchaftskaſſe eingezogen werden ſollen, 
nach ſeinem Ermeſſen zu beſtimmen oder bei dem Oberbergamte den Erlaß eines 
Strafbefehls gegen den ſaͤumigen Werksbeſitzer in Antrag zu bringen. 


Ge 


Alle Beiträge zur Knappſchaftskaſſe wie zu den Krankenkaſſen Fönnen, 
auf vorgaͤngige Feſtſetzung durch das Oberbergamt, im Wege der Verwaltungs⸗ 
Exekution eingezogen werden. s 

Durch Beſchreitung des Rechtsweges wird die Exekution nicht aufgehalten. 


TR : 
Die Verwaltung eines jeden Knappſchaftsvereins erfolgt unter Bethei⸗ 
ligung von Knappſchaftsaͤlteſten durch einen Knappſchaftsvorſtand. 


EHRE 


Die Knappſchaftsaͤlteſten werden von den zum Vereine gehörigen Ar 
beitern und Beamten in einer durch das Statut beſtimmten Zahl aus ihrer 
Mitte gewaͤhlt. 

Auch den invaliden Arbeitern und Beamten kann die Waͤhlbarkeit durch 
das Statut beigelegt werden. 5 8 . 

Die Knappſchaftsaͤlteſten vertreten die Knappſchaftsmitglieder bei der 
Wahl des Vorſtandes und haben im Allgemeinen das Recht und die Pflicht, 
einerſeits die Befolgung des Statuts durch die Knappſchaftsmitglieder zu uͤber⸗ 
wachen und andererſeits die Rechte der letzteren gegenuͤber dem Vorſtande 
wahrzunehmen. ö Sr 
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Das Statut oder eine beſondere Inſtruktion (H. 181.) regelt ihre Dienſt⸗ 
obliegenheiten. 


H. 180. 5 5 


Die Mitglieder des Knappſchaftsvorſtandes werden nach näherer Be: 
ſtimmung des Statuts zur einen Hälfte von den Werksbeſitzern, beziehungs⸗ 
weiſe von den Nepräfentanten, und zur anderen Hälfte von den Knappſchafts⸗ 
alteſten je aus ihrer Mitte oder aus der Zahl der Königlichen oder Privat⸗ 
Bergbeamten gewählt. 8 


$. 181. 


Der Knappſchaftsvorſtand vertritt den Verein nach Außen, leitet die 
Wahlen der Knappſchaftsaͤlteſten, erwaͤhlt die Beamten und Aerzte des Ver⸗ 
eins, ſchließt die Vertraͤge mit denſelben, ſowie mit den Apothekern ab, erlaͤßt 
die erforderlichen Inſtruktionen, verwaltet das Vermoͤgen des Vereins und be⸗ 
ſorgt alle uͤbrigen ihm durch das Statut uͤbertragenen Geſchaͤfte. 


§. 182. 


: Die jährlich zu legenden Rechnungen muſſen nach vorgaͤngiger Pruͤfung 

durch den Vorſtand den Rnappfchaftsälteften und den Werksbeſitzern zur Ein⸗ 
ſicht und etwaigen Erklaͤrung offen gelegt werden, bevor der Vorſtand dem 
Kaſſenbeamten die Entlaſtung ertheilt. 


§. 183. 


Die Oberbergaͤmter haben die Beobachtung der Statuten und ins⸗ 
beſondere die ſtatutenmaͤßige Verwaltung des Vermögens zu überwachen. 


§. 184. 


Zur Ausuͤbung dieſes Aufſichtsrechts ernennt das Oberbergamt fuͤr jeden 
Knappſchaftsverein einen Kommiſſar. 
i Derſelbe iſt befugt, allen Sitzungen des Knappſchaftsvorſtandes, welche 
ihm zu dieſem Zwecke mindeſtens drei Tage vorher anzuzeigen ſind, beizuwohnen 
und jeden ſtatutenwidrigen Beſchluß zu ſuspendiren. Von einer ſolchen Sus⸗ 
penſion muß er dem Oberbergamte ſofort Anzeige machen. g ; 


$. 185. 


Der Knappſchaftsvorſtand iſt jederzeit verpflichtet, dem Oberbergamte und 
deſſen Kommiſſar auf Verlangen die Einſicht der uͤber feine Verhandlungen 
du führenden Protokolle, der Kaſſenbuͤcher und der gelegten Rechnungen, ſowie 
die Reviſion der Kaſſe zu geſtatten. f 
A.uch hat derſelbe dem Oberbergamte die zur Statiſtik des Knappſchafts⸗ 
weſens erforderlichen Nachrichten zu geben. N 
Kr. 6125.) $. 186. 


zu 


§. 186. - 


: Beſchwerden über die Verwaltung des Vorſtandes ſind bei dem Ober⸗ 
bergamte und in der weiteren Inſtanz bei dem Handelsminiſter anzubringen. 


Achter Titel. 
Von den Bergbehörden. 


1 26 re e 2 
3 H. 187. 
us ce e eee a x 8 - 
eee, ve were Die Bergbehoͤrden ſind: 
E die Revierbeamten, 


e die Oberbergaͤmter, 


§. 188. 


,, Die Bezirke der Oberbergaͤmter werden durch Königliche Verordnung, 
diejenigen der Revierbeamten durch den Handelsminiſter feſtgeſtellt. 


t C. 


$. 189. 


9 Die Revierbeamten bilden für die ihnen uͤberwieſenen Bergreviere die erſte 
Inſtanz in allen Geſchaͤften, welche nach dem gegenwärtigen Geſetze der Berg⸗ 
behörde obliegen und nicht ausdruͤcklich den Oberbergaͤmtern übertragen find. 
gener, Sie handhaben insbeſondere die Bergpolizei nach Vorſchrift des Geſetzes. 
e Auch gehoͤrt zu ihrem Geſchaͤftskreiſe die Wahrnehmung der Rechte des 


5 Staates hinſichtlich der Bergiverfanbgaben, 
§. 190. 


Rervierbeamten. a 
euere bee Unter ihrer Aufſicht ſtehen die Markſcheider. N 
Anm Durch fie erfolgt die Prüfung und Konzeffionirung der letzteren, ſowie 
ie Wiederentziehung ertheilter Konzeſſionen. a 5 
; Sie uͤberwachen bie Ausbildung derjenigen Perſonen, welche ſich für den 
Fe I“. Staats dienſt im Bergfache vorbereiten. 7 5 
5 Außerdem liegen den Oberbergaͤmtern die denſelben im gegenwartigen 


e, %, Geſetze ausdruͤcklich uͤbertragenen Geſchaͤfte ob. i 3 
> Innerhalb ihres Geſchaͤftskreiſes haben die Oberbergaͤmter die geſetzlichen 
Se 9° Befugniſſe und Verpflichtungen der Regierungen. 5.191. 


„eee . 


„5 


b. 191. 


i Gegen Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe des Revierbeamten iſt der Rekurs 
an das Oberbergamt, gegen Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe des letzteren der Re⸗ 
kurs an den Handelsminiſter zulaͤſſig, inſofern das Geſetz denſelben nicht aus⸗ 
druͤcklich ausſchließt. 


§. 192. 


8 Der Rekurs muß binnen vier Wochen vom Ablaufe des Tages, an 
welchem die Verfuͤgung oder der Beſchluß zugeſtellt oder ſonſt bekannt ge⸗ 
macht worden iſt, eingelegt werden, widrigenfalls das Rekursrecht erliſcht. 


§. 193. 


In den Faͤllen, wo nach dem gegenwaͤrtigen Geſetze ein Beſchluß des 
Oberbergamts erforderlich iſt, desgleichen gegen Verfuͤgungen, welche eine Ent⸗ 
ſcheidung zwiſchen ſtreitenden Parteien enthalten, muß der Rekurs innerhalb der 
im H. 192. beſtimmten Friſt bei derjenigen Behoͤrde eingelegt werden, von 
welcher die beſchwerende Entſcheidung getroffen worden iſt. Durch Einlegung 


bei einer anderen Behoͤrde wird das Rekursrecht nicht gewahrt. 


In den Faͤllen, wo eine Gegenpartei vorhanden iſt, wird derſelben die 
Rekursſchrift zur Beantwortung binnen einer vierwoͤchentlichen, vom Ablaufe 
des Tages der Behaͤndigung beginnenden Friſt mitgetheilt. Geht innerhalb 

dieſer Friſt die Beantwortung nicht ein, ſo werden die Verhandlungen ohne 
Weiteres zur Rekursentſcheidung eingeſendet. i 


§. 194. | 


Die bei den Bergbehoͤrden in Bergbauangelegenheiten erwachſenden 
Koſten koͤnnen von denjenigen Perſonen, welchen dieſelben nach dem gegen⸗ 
wartigen Geſetze zur Laſt fallen, im Wege der Verwaltungsexekution ein⸗ 
gezogen werden. 


$. 195. 


Die Bergbeamten des Staates, deren Frauen und unter vaͤterlicher Ge⸗ 
walt ſtehenden Kinder koͤnnen im Verwaltungsbezirke der erſteren durch 
Muthung keine Bergwerke oder Kuxe erwerben. 5 
5 Zu ſolchen Erwerbungen durch andere Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden iſt 

die Genehmigung des Handelsminiſters erforderlich. 


Jahrgang 1865. (Nr. 6125.) 97 Neun⸗ 


Neunter Titel. 
Von der Bergpolizei. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Erlaffe bergpolizeilicher Vorſchriften. 


$. 196. 
Der Bergbau ſteht unter der polizeilichen Aufſicht der Bergbehoͤrden. 
Dieſelbe erſtreckt ſich auf i 
die Sicherheit der Baue, . 
die Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter, © 
den Schuß der Oberfläche im Intereſſe der perſoͤnlichen Sicherheit 1 
und des oͤffentlichen Verkehrs, — 
den Schutz gegen gemeinſchaͤdliche Einwirkungen des Bergbaues. 4 


Dieſer Aufſicht unterliegen auch die in den HH. 58. und 59. erwähnten. 
Aufbereitungsanſtalten, Dampfkeſſel und Triebwerke, ſowie die Salinen. 


$. 197. 


Die Dberbergämter find befugt, für den ganzen Umfang ihres Ver 
waltungsbezirks oder für einzelne Theile deſſelben Polizeiverordnungen uͤber die 
im H. 196, bezeichneten Gegenſtaͤnde zu erlaſſen. = 
Die Verkündigung dieſer Verordnungen erfolgt durch das Amtsblatt der 
Regierungen, in deren Bezirk dieſelben Guͤltigkeit erlangen follen. 


F. 198. 


Tritt auf einem Bergwerke in Beziehung auf die im H. 196. bezeichneten 
Gegenſtände eine Gefahr ein, ſo hat das Oberbergamt die geeigneten polizei⸗ 
lichen Anordnungen nach Vernehmung des Bergwerksbeſitzers oder des Nepra: 
fentanten durch einen Beſchluß zu treffen. SE 


ee 18 3 
8 


H. 199. 5 8 i 


ft die Gefahr eine dringende, fo hat der Revierbeamte ſofort und ſelbſt 
ohne vorgaͤngige Vernehmung des Bergwerksbeſitzers oder des Repraͤſentanten 
die zur Beſeitigung der Gefahr erforderlichen polizeilichen Anordnungen 3 
treffen, gleichzeitig aber dem Oberbergamte hiervon Anzeige zu machen. 
Das Sberbergamt hat die getroffenen Anordnungen durch einen Beſchluß 

5 


RER 
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nannten Perſonen nachzuholen. 


§. 200. 


Die Bekanntmachung der auf Grund der $$. 198. und 199. getroffenen 
polizeilichen Anordnungen an den Bergwerksbeſitzer oder den Repraͤſentanten 
erfolgt durch Zuſtellung des Beſchluſſes des Oberbergamts, beziehungsweiſe der 
Verfugung des Revierbeamten. 

8 Die Bekanntmachung an den Betriebsfuͤhrer und die Grubenbeamten 
wird von dem Revierbeamten oder auf deſſen Anweiſung durch Eintragung in 
das Zechenbuch bewirkt, welches zu dieſem Zwecke auf jedem Bergwerke ges 
halten werden muß. 

Soweit eine Bekanntmachung an die Arbeiter erforderlich iſt, geſchieht 
dieſelbe auf Anweiſung des Revierbeamten durch Verleſen und durch Aushang 
auf dem Werke. 


H. 201. 


In den Fallen des F. 199. muß mit der Ausführung der W 
Anordnungen des Revierbeamten ohne Ruͤckſicht auf die vorbehaltene oberberg⸗ 
amtliche Beſtaͤtigung oder Wiederaufhebung ſofort begonnen werden. 


Die Ausfuͤhrung dieſer Anordnungen wird durch Einlegung des Rekurſes 
nicht aufgehalten. 5 f N 
H. 202. 

Werden die auf Grund der $$. 198. und 199. getroffenen polizeilichen 
Anordnungen nicht in der beſtimmten Friſt durch den Bergwerksbeſitzer ausge⸗ 
fuͤhrt, ſo wird die Ausfuͤhrung durch den Revierbeamten auf Koſten des Berg⸗ 
werksbeſitzers bewirkt. . 


H. 203. 
Sobald auf einem Bergwerke eine Gefahr in Beziehung auf die im 


hinderungsfalle der denſelben vertretende Grubenbeamte dem Revierbeamten An⸗ 
zeige hiervon zu machen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren bei Ungluͤcksfaͤllen. 


$. 204. 


Ereignet ſich auf einem Bergwerke unter oder über Tage ein Ungluͤcks⸗ 
fall, welcher den Tod oder die ſchwere Verletzung einer oder mehrerer Per⸗ 
ſonen herbeigeführt hat, jo find die im F. 203. genannten Perſonen zur ſo⸗ 
c. 6195.) 97 for⸗ 


u beftätigen oder wieder aufzuheben. Vorher iſt die Vernehmung der ge⸗ 


g. 196. bezeichneten Gegenſtaͤnde eintritt, hat der Betriebsfuͤhrer und im Ver⸗ 


1 ne an den Revierbeamten und an die nächfte Polizeibehörde ver⸗ 
pflichtet. 5 Er : ne 


$. 205. 


Der Revierbeamte ordnet die zur Rettung der verungluͤckten Perfonen 

oder zur Abwendung weiterer Gefahr erforderlichen Maaßregeln an. a 8 
Die zur Ausfuͤhrung dieſer Maaßregeln nothwendigen Arbeiter und Huͤlfs⸗ 

mittel hat der Beſitzer des Bergwerks zur Verfügung zu ftellen. ; 

Die Beſitzer benachbarter Bergwerke find zur Huͤlfeleiſtung verpflichtet. 


| H. 206. 
Saͤmmtliche Koſten für die Ausführung der im H. 205. bezeichneten 


Maaßregeln traͤgt der Beſitzer des betreffenden Bergwerks, vorbehaltlich des 
Regreßanſpruchs gegen Dritte, welche den Ungluͤcksfall verſchuldet haben. 


5 Dritter Abſchnitt. 
Von den Uebertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften. 


H. 207. 


Uebertretungen der Vorſchriften in den Hh. 4. 10. 66. 67. 69. 74. 
72. 73. 74. 80. 85. 93. 163. 200. 201. 203. 204. und 205. werden 
mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern beſtraft. 

In den Faͤllen der $$. 67. und 69., ſowie 73. und 74. tritt dieſe Strafe 
auch dann ein, wenn auf Grund der $$. 70. und 75. der Betrieb von der 
Bergbehoͤrde eingeſtellt wird. i 


g. 208. 


Uebertretungen der von den Bergbehoͤrden bereits erlaſſenen, ſowie der 
von den Oberbergaͤmtern auf Grund des H. 197. noch zu erlaſſenden Polizeiver⸗ 
ordnungen unterliegen der Strafe des $. 207. 

Dieſelbe Strafe findet bei Uebertretungen der auf Grund der HH. 198. 
und 199. getroffenen polizeilichen Anordnungen Anwendung. 


H. 209. 


Ueber die Uebertretungen der bergpolizeilichen Vorſchriften ($$. 207. und 
208.) ſind von dem Revierbeamten Protokolle aufzunehmen. 75 
Dieſe Protokolle werden der Staatsanwaltſchaft zur Verfolgung uͤber⸗ 


geben. i 5 
Die Entſcheidung ſteht den ordentlichen Gerichten zu. Dieſelben haben 
hierbei nicht die Nothwendigkeit oder Zweckmaͤßigkeit, ſondern nur die geſetzliche 
N der von den Bergbehoͤrden erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften zu 
pruͤfen. 8 


Zehnter Titel, 
Provinzialrechtliche Beſtimmungen. 


§. 210. 


In denjenigen Landestheilen, in welchen das unter dem 19. April 1844. 
publizirfe Provinzialrecht für Weſtpreußen Anwendung findet, ſind nur Stein⸗ 
ſalz und Soolquellen den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes unterworfen. 
5 Auf den Braunkohlenbergbau in dieſen Landestheilen ſollen jedoch der 
dritte Abſchnitt des dritten Titels (von den Bergleuten), der ſiebente Titel (von 
den Knappſchaftsvereinen) und der neunte Titel (von der Bergpolizei) Anwen⸗ 
dung finden. 


241: 
Von den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes find ausgenommen 
die Eiſenerze 
1) in dem Herzogthum Schleſien und der Grafſchaft Glatz, 
2) in Neuvorpommern und auf der Inſel Ruͤgen und 
3) in den Hohenzollernſchen Landen. 


$. 212. 
Die Beſitz⸗ und Rechtsverhaͤltniſſe bei Stein⸗ und Braunkohlen: 


1) in den vormals zum Koͤnigreiche Sachſen gehörigen Landestheilen der 
Provinz Sachſen, mit Ausſchluß der Grafſchaften Mansfeld und Barby, 
des Amtes Gommern und der ſtandesherrlichen Gebiete der Grafen 
von Stolberg: Stolberg und von Stolberg-Roßla, 

2) in den vormals zum Königreiche Sachſen gehörigen Landestheilen der 
Provinz Brandenburg, insbeſondere in der Standesherrſchaft Baruth 
und den Aemtern Juͤterbogk, Dahme, Belzig und Rabenſtein nebſt enkla⸗ 
virten ritterſchaftlichen Orten, ſowie in den vormals zum Kreiſe Witten⸗ 
berg gehörigen Ortſchaften Blankenſee und Stangenhagen, 


3) in dem Markgrafenthum Oberlauſitz, 


4) in dem Markgrafenthum Niederlauſitz, mit Einſchluß der Herrſchaft 
e ſowie der Aemter Dobrilugk, Finſterwalde und Senften⸗ 
erg, 

ſollen wie bisher aufrecht erhalten werden. 

Ar. 6125.) : H. 213. 


Für die im F. 212. genannten Landestheile kommen der dritte Abſchnitt 


dees dritten Titels, der ſiebente und der neunte Titel des gegenwärtigen Geſetzes 
in Anwendung. 


Das Mandat vom 19. Auguſt 1743., das Regulatio vom 19. Oktobe 
und 13. November 1843. und das Geſetz vom 1, Juni 1861. (Geſetz-Samml. 
fuͤr 1861. S. 353 ff.) bleiben in Kraft. : 


n §. 214. 

In den linksrheiniſchen Landestheilen bleiben die Dachſchieferbruͤche, die | 
Traßbrüche und die unterirdiſch betriebenen Muͤhlſteinbruͤche auch fernerhin der 
polizeilichen Beaufſichtigung durch die Bergbehoͤrde unterworfen. . 
Auf dieſelben finden der ſiebente und der neunte Titel des gegenwaͤrtigen 
Geſetzes Anwendung. f 8 9 


+ 


Elfter Titel. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 215. 


Die Felder der bei dem Eintritt der Geſetzeskraft des gegenwärtigen 
Geſetzes eingelegten Muthungen und beſtehenden Bergwerke find nach Maaßgab 
deſſelben (§ . 26. ff.) auf den Antrag des Berechtigten, wenn ſie geſtreckte find, 
in gevierte Felder umzuwandeln, und wenn ſie gevierte Felder ſind, bis zu der 
zulaͤſſigen Ausdehnung (H. 27.) zu erweitern. : a 
Ein folcher Antrag gilt in Beziehung auf das begehrte freie Feld als 
Muthung. 8 85 
Bei konſolidirten Bergwerken kann der Antrag fuͤr jedes einzelne Feld 
geftellt werden. | 

Ein Erweiterungsantrag iſt nicht mehr zulaͤſſig, wenn er nicht binnen 
ſechs Monaten nach Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes bei der zur An⸗ 
nahme von Muthungen befugten Bergbehörde (H. 12.) geſtellt worden iſt. 


H. 216. 


Von dem durch einen Umwandlungs- oder Erweiterungsantrag (H. 215.) 
begehrten Felde dürfen die geſtreckten Felder anderer Bergwerke nur dann ganz 
oder theilweiſe umſchloſſen werden, wenn die Eigenthuͤmer dieſer Bergwerke auf 
eine desfallſige Aufforderung der Bergbehoͤrde ſich mit der Umſchließung ihrer 
Felder ausdrücklich einverſtanden erklaͤren. 775 


Tritt dieſe Vorausſetzung nicht ein, fo muß der Antragſteller ſich eine 


entſprechende, noͤthigenfalls durch einen Beſchluß des Oberbergamts feſtzuſtellende 
Beſchraͤnkung des begehrten gevierten Feldes gefallen laſſen. 


$. 217. 


Mehrere Umwandlungsantraͤge, welche auf das nämliche Feld gerichtet 
ſind, begründen für jeden der Antragſteller ein gleiches Recht. Daſſelbe gilt 
von mehreren Erweiterungsantraͤgen, welche auf das naͤmliche Feld gerichtet ſind. 

Bei einer ſolchen Kolliſion bildet, inſoweit eine vertragsmaͤßige Einigung 
nicht zu erzielen iſt, die Theilung in gleiche Theile die Regel. 5 

Das Oberbergamt iſt jedoch befugt, bei der Verleihung von dieſem 
Theilungsverhaͤltniſſe abzuweichen, inſoweit ſich dies fuͤr einen zweckmaͤßigen 
Betrieb als erforderlich darſtellt. 


H. 218. 


Diejenigen Umwandlungsantraͤge, welche innerhalb ſechs Monaten nach 
Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes bei der zur Annahme von Muthungen 
befugten Bergbehoͤrde ($. 12.) eingehen, gewähren den auf Grund dieſes Ge⸗ 
ſetzes eingelegten Muthungen und Erweiterungsantraͤgen gegenuͤber ein Vorzugs⸗ 

recht auf das im H. 27. beſtimmte Feld. 
5 Von den gevierten Feldern der Muthungen, welche innerhalb dieſer Friſt 
eingelegt werden, durfen die geſtreckten Felder bereits beſtehender Bergwerke 
ohne ausdruͤckliche Einwilligung der Eigenthuͤmer auch dann nicht umſchloſſen 
werden, wenn Seitens der letzteren keine Umwandlungsantraͤge geſtellt ſind. 


$. 219. 


= Wird das Eigenthum eines Bergwerks, deſſen geſtrecktes Feld von dem 
gevierten Felde eines anderen Bergwerks umſchloſſen iſt, nach dem ſechsten 

itel des gegenwaͤrtigen Geſetzes aufgehoben, ſo hat der Eigenthuͤmer des an⸗ 
deren Bergwerks, welchen die Bergbehoͤrde von der Aufhebung in Kenntniß zu 
ſetzen hat, ein binnen vier Wochen nach dieſer Bekanntmachung auszuuͤbendes 
ne auf die Vereinigung des geſtreckten Feldes mit feinem gevierten 

elde. 


Die Vereinigung wird durch einen Nachtrag zur Verleihungsurkunde 
ohne weitere Foͤrmlichkeiten ausgeſprochen. 
$. 220. 


Dien im Kreiſe Wetzlar auf Grund der Hh. 156. und 157. Theil II. 
Titel 16. des Allgemeinen Landrechts mit gevierten Feldern verliehenen Berg⸗ 
werken ſteht die ewige Teufe nach ſenkrechten Ebenen zu. 


5 $. 221. 


Wer auf Grund einer vor dem Eintritt der Geſetzeskraft des gegen⸗ 
(Nr, 6125.) wär: 


nur noch alsdann in Anfpruch genommen werden, wenn die Erklaͤrung, mit- 
bauen zu wollen, bereits vor jenem Zeitpunkte rechtzeitig abgegeben oder die 
dreimonatliche Friſt zur Abgabe dieſer Erklaͤrung noch nicht abgelaufen iſt. 
En Alle Anfprüche auf das Recht des Mitbaues zur Halfte, bezüglich deren 
die vorgeſchriebene Aufforderung zur Geltendmachung unterblieben iſt, muͤſſen 
bei Vermeidung der Praͤkluſion innerhalb Eines Jahres von dem vorbezeichneten 
Zeitpunkte an durch gerichtliche Klage geltend gemacht werden. 


H. 226. 
. Die Rechtsverhaͤltniſſe der bei dem Eintritt der Geſetzeskraft des gegen⸗ 
waͤrtigen Geſetzes in den rechtsrheiniſchen Landestheilen beſtehenden Gewerk⸗ 
ſchaften find, ſoweit es an vertragsmaͤßigen. Verabredungen fehlt und nicht in 
den nachfolgenden $$. 227. bis 239. etwas Anderes beſtimmt iſt, nach den 
Vorſchriften des vierten Titels zu beurtheilen. 3 


§. 227. 


Die HH. 94. bis 98., 101. 103. 105. 106. 108. 109. und 110. finden 
auf die beſtehenden Bergwerke keine Anwendung. 


§. 228. 
Die ſeitherige Kuxeintheilung bleibt beſtehen. Jedoch kann von jetzt an 


i ein Kux nur noch in Zehntheile getheilt werden. 
3 Die Kuxe behalten die Eigenſchaft der unbeweglichen Sachen. 


F. 229. 


I: Die einzelnen Gewerken werden, ſoweit die Einrichtung des Hypotheken⸗ 
weſens dies geſtattet, als Eigenthuͤmer ihrer Kuxe in das Hypothekenbuch ein⸗ 
getragen. 

b H. 230. 


Die einzelnen Gewerken konnen ihre Kuxe zur Hypothek ſtellen. 

Eine Verpfaͤndung des ganzen Bergwerks durch Mehrheitsbeſchluß (F. 114.) 
iſt nur dann zulaͤſſig, wenn die einzelnen Kuxe nicht mit Hypotheken belaſtet 
ſind. Anderen Falls iſt Einſtimmigkeit erforderlich. f 


§. 231. 

= Bei der Veraͤußerung und Verpfaͤndung von Kuren kommen bie fuͤr 

Grundſtucke gegebenen Beſtinmungen zur Anwendung. = 
$. 232, 


. Der $. 107. findet mit der Maaßgabe Anwendung, daß die Erhebung 
der Beitraͤge beſchloſſen fein muß, bevor der ſeitherige Eigenthuͤmer der Kuxe 
dieſelben veraͤußert hat. 

Jahrgang 1865. (Nr. 6125.) 98 H. 233. 


$ 233. 
Soweit die bereits beftellten Repraͤſentanten und Grubenvorftände mit 
beſonderen Vollmachten verſehen ſind, behaͤlt es bei denſelben ſein Bewenden. 
Im Uebrigen iſt von der Anwendung der $$. 119. bis 126, und 128. 
auf dieſe Repraͤſentanten und Grubenvorſtaͤnde nur die Beſtimmung des F. 121. 
über die Führung des Gewerkenbuchs und die Ausfertigung der Kuxſcheine 
ausgeſchloſſen. 


§. 234. 


In den Fällen der HH. 130. bis 132. erfolgt der Verkauf des Antheils 
im Wege der nothwendigen Subhaſtation und die Zuſchreibung des unverkaͤuf⸗ 
lichen Antheils im Hypothekenbuche, letzteres, ſoweit die Einrichtung des Hypo⸗ 
thekenweſens dies geſtattet. 


§. 235. 


x | Durch einen von einer Mehrheit von wenigſtens drei Viertheilen aller 
i Kuxe gefaßten Beſchluß kann, ſoweit nicht vertragsmaͤßige Verabredungen ent⸗ 
gegenſtehen, jede bereits beſtehende Gewerkſchaft ſich denjenigen Beſtimmungen 
des vierten Titels, welche nach H. 227. auf die beſtehenden Bergwerke 104 


e, e, Anwendung finden, unterwerfen und insbeſondere e 5 

le, Here zuläffige Eintheilung_ mit-der Wirkung zurückführen ge Einthei i i l „daß die-neuen Kuxe die 
Eigenſchaft der beweglichen Sachen haben. an 
et Iſt bei dem Eintritt der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes der Beſitz der 
„Kuxe einer Gewerkſchaft dergeſtalt getheilt, daß der Zuruͤckfuͤhrung derſelben 
„auf die vorbezeichnete Eintheilung außergewoͤhnliche Schwierigkeiten entgegen⸗ 
ſtehen, fo kann mit Genehmigung des Oberbergamts die Zahl der Kuxe auf 
jzehntauſend beſtimmt werden. 
Pe Das Protokoll uͤber die Gewerkenverſammlung, in welcher der Beſchluß 
gefaßt wird, iſt notariell oder gerichtlich aufzunehmen. 1 

Wenn auf geworkſchaftlichen Antheilen Hypotheken haften oder Privi⸗ 
ER legien des Rheiniſchen Rechts, ſo darf ein ſolcher Beſchluß nur dann aus⸗ 
re geführt werden, wenn dieſe Gläubiger entweder vorher abgefunden ſind oder in 
— die Ausführung ausdruͤcklich eingewilligt haben. 


VF! ei Fr 
$. 236. 


Soweit nicht etwas Anderes vereinbart ift, haften den ſeitherigen Hypo⸗ 
e, thekenglaͤubigern die neuen Kuxe, welche an die Stelle der verpfaͤndeten An⸗ 
ziſheile treten, in der unter denſelben durch ihre Hypothekenrechte begruͤndeten 
Rangordnung als Pfand. 8 
. Wo nach der Einrichtung des Hypothekenweſens die auf den gewerk⸗ 
ya ſchaftlichen Antheilen haftenden Hypotheken und anderen Realanſpruͤche in der 
8 zweiten und dritten Rubrik des Hypothekenfoliums eingetragen ſind, werden die⸗ 
55. felben von dieſem Folium wörtlich in die Kuxſcheine übertragen. Die A 
dr ER & 
„„ 787 


weise he 


Die Loſchung dieſer Vermerke erfolgt nach den für die Löſchung im 
Hypothekenbuche maßgebenden Vorſchriften. 5 | ER 

5 F. 237. | 

Iſt ein Antheil nach $. 236. mit Pfandrechten, welche an die Stelle 


a ſeitheriger Hypotheken getreten find, belaſtet, fo wird der darüber ausgefertigte 


Kuxſchein, ſofern nur Ein ſeitheriger Hypothekenglaͤubiger vorhanden iſt, dieſem 
ausgehändigt, ſofern aber zwei oder mehrere ſolche Gläubiger vorhanden find, 
für dieſe von der Hypothekenbehoͤrde (§. 239.) in Gewahrſam genommen und 
aufbewahrt. 5 


§. 238. 


Der Verkauf von Kuxſcheinen Behufs Befriedigung ſeitheriger Hypotheken⸗ 
gläubiger erfolgt im Wege der Mobiliarverſteigerung ($, 109.). N 
Der Verſteigerungstermin iſt ſaͤmmtlichen aus dem Kuxſcheine erſicht⸗ 
lichen Realberechtigten bekannt zu machen. 
3 A Durch den Verkauf erloͤſchen alle Realanſpruͤche auf den verkauften 
Antheil. 

. Der geloͤſte Kaufpreis wird unter die Glaͤubiger nach der Rangordnung 

ihrer Forderungen vertheilt. 


$. 239. 


Wenn und ſo lange in Folge der Ausführung eines unter den H. 235. 
fallenden Beſchluſſes Antheile einzelner Gewerken mit Pfandrechten, welche an 
die Stelle ſeitheriger Hypotheken getreten, belaſtet ſind, erfolgt die Fuͤhrung 
des Gewerkenbuchs und die Ausfertigung der Kuxſcheine ($$. 103. und 121.) 
diurch die Hypothekenbehoͤrde, welche das Hypothekenbuch über das Bergwerk 
felbſt zu führen hat. 


$. 240. 


In den Rechtsverhaͤltniſſen der Mitbetheiligten der bei dem Eintritt der 
Geſetzeskraft des gegenwaͤrtigen Geſetzes in den linksrheiniſchen Landestheilen 
im Beſitze mehrerer Perſonen befindlichen Bergwerke wird durch dieſes Geſetz 
nichts geändert. Jedoch finden die Beſtimmungen des F. 134. auch auf dieſe 
Bergwerke Anwendung. 

Durch einen von einer Mehrheit von wenigſtens drei Viertheilen aller 
Antheile gefaßten Beſchluß koͤnnen die Mitbetheiligten eines ſolchen Bergwerks 
die im vierten Titel des gegenwärtigen Geſetzes (§§. 94. bis 132.) enthäliche 
gewerkſchaftliche Verfaſſung annehmen, ſoweit nicht vertragsmaͤßige Verab⸗ 


redungen entgegenſtehen. 


Der Beſchluß iſt notariell aufzunehmen. 


F. 241. 


Auf Faͤlle, in welchen vor Eintritt der Geſetzeskraft des gegenwartigen 
Geſetzes fuͤr den Betrieb des Bergbaues Grund 980 Boden eigenthuͤmlich oder 
5 zur 


(Ir. 6125.) i 


Zwölfter Titel. 
Schlußbeſtimmungen. 


§. 242. 


Wo in dieſem Geſetze eine Friſt nach Monaten beſtimmt iſt, faͤllt der 
Ablauf der Friſt auf denjenigen Tag des letzten Monats, welcher durch ſeine 
Zahl dem Tage des Anfangs der Friſt entſpricht. Fehlt dieſer Tag in dem 

letzten Monate, ſo laͤuft die Friſt mit dem letzten Tage dieſes Monats ab. 


H. 243. 


1855 Das gegenwaͤrtige Berggeſetz tritt im ganzen Umfange der Monarchie 
mit dem 1. Oktober 1865. in Kraft. = 


§. 244. 


Mit dieſem Zeitpunkte treten außer Kraft: die Provinzial⸗Bergordnungen, 
die HH. 6. und 69. bis 480. des ſechs zehnten Titels im zweiten Theile des 
Allgemeinen Preußiſchen Landrechts, das Gemeine Deutſche Bergrecht, die 
Deklaration vom 27. Oktober 1804., das Geſetz uͤber die Verleihung des Berg⸗ 
eigenthums auf Floͤtzen vom 1. Juli 1821., das Geſetz uͤber die Verhaͤltniſſe 

der Miteigenthuͤmer eines Bergwerks vom 12. Mai 1851., das Knappſchafts⸗ 
f i geieh vom 10. April 1854., das Geſetz über die Beaufſichtigung des Berge 
baues und das Verhaͤltniß der Berg- und Hüttenarbeiter vom 21. Mai 1800, 
mit Ausſchluß der $$. 16. 17. und 18. und des $. 19., ſoweit derſelbe ſich 
auf F. 18. bezieht, das Geſetz uͤber die Kompetenz der Oberbergaͤmter vom 
10. Juni 1861., das linksrheiniſche Bergwerksgeſetz vom 21. April 1810., das 
Dekret tiber die Organiſation des Bergwerkskorps vom 18. November 1810., 
das Bergwerks⸗Polizeidekret vom 3. Januar 1813. und alle uͤbrigen allge⸗ 
meinen und beſonderen Geſetze, Verordnungen und Gewohnheiten uͤber Gegen⸗ 
ftände, auf welche das gegenwaͤrtige Geſetz ſich bezieht. 0 


$. 245. | 


Br Fiuͤr die Verwaltung der Bergbauhülfskaffen bleibt das Geſetz vom 
5. Juni 1863. (Geſetz⸗Samml. S. 365.) maaßgebend. f 1 
Desgleichen wird an den Vorſchriften uber die Entrichtung, Ermittelung 
und Einjehung der Bergwerksabgaben durch das gegenwärtige Geſetz nichts 
geaͤndert. © Dane we ER DE 
Die bisher von den Bergbehoͤrden erlaſſenen Bergpolgei⸗ Berorpnüe 


un fon fe nie nit dem gegenoigen Gebe in bene Haben, 


H. 246. 


i Die bisher von beſonderen Berghypotheken⸗ Kommiſſtonen gefuͤhrten 
Berghypothekenbücher ſollen an die ordentlichen Gerichte abgegeben werden. 
x Der Zeitpunkt dieſer Abgabe und die Auflöfung der Berghypotheken⸗ 
Kommiſſionen wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 
Die beſonderen Beſtimmungen uͤber die Einrichtung und Fuͤhrung der 
e bleiben in Kraft, ſoweit nicht eine 9 durch den 
. 97. herbeigefuͤhrt wird. 


H. 
5 An die Stelle des H. 410. des Anhangs zur Allgemeinen Preußiſchen 
5 Gerichtsordnung und der Kabinetsorder vom 14. September 1834. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 169.) treten bei der Subhaſtation von Bergwerken und Berge 
werksantheilen folgende Beſtimmungen: 


1) Statt der Taxe wird von dem R e eine genaue Beſchreibung 
des Bergwerks angefertigt. 


2) Bei Anberaumung des Bietungstermins und Bekanntmachung des 
Subhaſtationspatents finden die bei der Subhaſtation von Gegenſtaͤnden 
von mehr als fuͤnfhundert Thalern Ibis zu fuͤnftauſend Thalern an 
Werth vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten Anwendung. 


42 eee . 2 Sa, IL „ Ae, A. 2 /804 f 


$. 248. 


0 Die Rheiniſche Subhaſtationsordnung vom 1. Auguſt 1822. (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 195.) erleidet bei der Subhaſtation von Bergwerken und Berg⸗ 
werksantheilen folgende Abaͤnderungen: 


1) Nr. 2. und 3. des H. 4. und die entſprechenden Beflinnunge unter 
Nr. 2. und 3. des F. 12. bleiben außer Anwendung. 
Es genuͤgt eine von dem Revierbeamten angefertigte genaue Be⸗ 
ſchreibung des Bergwerks. 


2) In allen Fallen iſt der Bietungstermin (H. 13.) auf drei Monate inis 
zuruͤcken und das Subhaſtationspatent unter den im H. 14. Nr. II. vor⸗ 
geſchriebenen Foͤrmlichkeiten bekannt zu machen. 

; Bei den auf Grund des ſechsten Titels des gegenwärtigen Geſetzes ein⸗ 

zuleitenden Subhaſtationen finden die HH. 2. und 3. jener Subhaſtations⸗ 

| . ordnung keine Anwendung. 


$. 249. 


Die beſonderen Vorſchriften uͤber die Theilnahmerechte der eee 
Gr. 6125) 5 


Dagegen wird den Ber ern in Beziehung auf die Ruͤckſtaͤnde au 
dem letzten Jahre an Lohn und ande lumenten das Vorrecht des $. 90. 
der Konkursordnung vom 8. Mai 1855., und im Gebiete des Rheiniſchen Recht, 
das Privilegium des Artikels 2101. Nr. 4. des bürgerlichen Geſetzbuchs beigeleg 


$. 250. | 


An den Rechten der früher reichsunmittelbaren Standesherren, ſowie der 
jenigen, welchen auf Grund beſonderer Rechtstitel das Bergregal in gewiſſer 
Bezirken allgemein oder für einzelne Mineralien zuſteht, wird durch das gegen 
waͤrtige Geſetz nichts geaͤndert. ä 
Unbeſchadet dieſer Rechte unterliegt jedoch auch der Bergbau in jene 
Bezirken den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes. 1 
Die von den Berechtigten beftellten Bergbehoͤrden bleiben in Wirkſamkeit. 
Die Dienſtinſtruktionen derſelben ſollen mit dieſem Geſetze, ſoweit es nach dei 


Vorſtehenden Anwendung findet, in Uebereinſtimmung gebracht werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruckte 
Königlichen Inſiegel. 3 
Geegeben Carlsbad, den 24. Juni 1865. 


(G. s) Wilhelm. 
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